
Versorgungskonzepte für  
eine alternde Gesellschaft

FrankFurter Forum :  Diskurse

FrankFurter Forum
für gesellschafts-  
und gesundheitspolitische
Grundsatzfragen

Heft 2
September 2010
ISSN 2190-7366





inhalt
nicht Lösungsansätze fehlen, 
sondern der Wille zur umsetzung 4

Versorgungskonzepte für 
eine alternde Gesellschaft –

Spezielle Versorgungsanforderungen 
für ältere und alte Patieten 6
alt werden in einer Zeit  
des gesellschaftlichen Wandels 14
alt, krank, pflegebdürftig – 
werden wir den anforderungen gerecht? 26

Das smarte Versorgungskonzept aus einem Guss 
ist noch nicht gefunden 34

Philosophisch-Theologische Hochschulen : Prof. Dr. theol. Peter Dabrock, Fachbereich ev. theologie, universität marburg 

Kassenärztliche Vereinigungen : Dr. med. Jürgen Bausch, ehrenvorsitzender kV Hessen, Frankfurt | 
Dr. med. margita Bert, Vorsitzende des Vorstandes, Frankfurt   

Krankenkassen : Dr. med. Bernhard egger, Leiter abteilung medizin, spitzenverband Bund der krankenkassen, Berlin   

Politik : Gudrun schaich-Walch, Parlamentarische staatssekretärin a. D, Frankfurt 

Ökonomie/Gesundheitsökonomie : Prof. Dr. rer. pol. Volker ulrich, Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, insbes. Finanzwissenschaften, Bayreuth 

Gesundheitsmanagement : Dr. med. nick schulze-solce, arzt und apotheker, Bad Homburg 

Forschende Pharmaindustrie : Dr. phil. Gary Lee Geipel, Director Corporate affairs, Lilly Deutschland, Bad Homburg 

Kommunikation : Wolfgang van den Bergh, Chefredakteur Ärzte Zeitung, neu-isenburg | 
Dr. Florian staeck, redakteur Gesundheitspolitik/Gesellschaft Ärzte Zeitung, neu-isenburg 

Projektmanagement : Dietmar Preding, Health Care relations, Hanau

organisations- und Programmkuratorium

FrankFurter Forum
für gesellschafts-  
und gesundheitspolitische
Grundsatzfragen

Heft 2
September 2010
ISSN 2190-7366

Ziele 
Das Frankfurter Forum für gesellschafts- und gesundheitspolitische Grundsatzfragen will  
zentrale Fragen in der Gesellschafts- und Gesundheitspolitik mit führenden Persönlichkeiten  
aus Politik, Wissenschaft und Gesellschaft diskutieren und versuchen, darauf Antworten zu geben. 
Die unterschiedlichen ethischen, medizinischen, ökonomischen, politischen und rechtlichen  
Standpunkte sollen transparent und publik gemacht werden. Anregungen und Handlungs- 
empfehlungen sollen an die Entscheider in Politik und Gesundheitssystem weitergegeben  
werden, um so an dessen Weiterentwicklung mitwirken zu können.
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nicht Lösungsansätze fehlen, 
sondern der Wille zur umsetzung
Dr. JürGen BauscH, GuDrun scHaicH-WalcH, sTaaTsseKreTärin a.D.

M it der zweiten Ausgabe der Diskurse 

des Frankfurter Forums realisiert sich 

schrittweise das Vorhaben, über unsere 

gemeinsamen Zukunftsprobleme vertiefend zu disku-

tieren und diese auch konkreter zu benennen. In  

Heft 2 berichten wir zusammenfassend, was zum 

Thema „Versorgungskonzepte für eine alternde Be-

völkerung“ auf unserer Frühjahrstagung fachkundig 

zusammengetragen und diskutiert wurde. Ein beson-

ders spannendes Ergebnis war: Es gibt viele, erstaun-

lich gute und darüber hinaus auch praktisch erprobte 

Lösungsansätze in unserem Land. Aber es fehlt 

mehrheitlich an der flächendeckenden Umsetzung vor 

Ort. Offenkundig ist: Viele Experten wissen um gute 

Lösungen, aber die konkrete Umsetzung bleibt im 

Wirrwarr der Instanzen, der organisatorischen Vielfalt 

und lokalen Eifersüchteleien und  der mangelhaften 

nachhaltigen Finanzierbarkeit stecken. Diese Ausgabe 

will einen Beitrag zu einer laufenden Diskussion lie-

fern, Informationen bündeln und den Anstoß geben, 

vor Ort nach Lösungsansätzen Ausschau zu halten.

Man kann nicht die Augen davor verschließen, dass 

der sich wandelnde Altersaufbau unserer Wohnbevöl-

kerung uns dazu zwingt, die vorhandene Versorgung 

von alten Menschen zu optimieren und die Angebots-

palette kräftig zu erweitern.

Alte Menschen haben, soweit sie Herr ihrer körper-

lichen und geistigen Kräfte sind, mehrheitlich den 

übermächtigen Wunsch, dort alt werden und ster-

ben zu können, wo sie einen Großteil ihres Lebens 

verbracht haben. Das sind nun einmal die eigenen 

vier Wände. Das geht aber nur so lange gut, so lange 

man sich noch schlecht und recht selbst versorgen 

kann. Die Kinder sind längst aus dem Haus und an-

derweitig durch Beruf und Familie gebunden. Legale 

häusliche Pflege über 24 Stunden  ist mit bis zu 7000 

Euro im Monat fast für jeden unbezahlbar. Kein Wun-

der, dass das deutsche Institut für angewandte Pfle-

geforschung in Köln von mindestens 100.000 Frauen 

ausgeht, die illegal für ein siebtel dieses Betrages 

einspringen. Diese Frauen aus Polen, Rumänien, Un-

garn und weiteren osteuropäischen Ländern verdie-

nen damit immer noch etwa dreimal so viel, wie sie 

zu Hause erwirtschaften könnten, wenn sie vor Ort 

Arbeit fänden. Zukunftsträchtige offizielle und legale 

Möglichkeiten, alten und hilfsbedürftigen Menschen 

ihren Hauptwunsch zu erfüllen, den sie auch noch 

selbst finanzieren, sehen anders aus. 

Beobachtungen aus der ärztlichen Praxis und im er-

weiterten Bekanntenkreis signalisieren, dass mit Hilfe 

dieser Frauen aus dem Osten Europas die Möglichkeit 

erhalten bleibt, zu Hause leben zu bleiben bis zum 
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Tod. Ohne dass diese stillen und duldsamen Helferin-

nen Altenpflege auch nur ansatzweise systematisch 

gelernt hätten. Heimunterbringung und Versorgung 

erfahren dadurch eine notwendige Entlastung. Das 

gilt auch für die Mitverantwortung tragenden Fa-

milienangehörigen. Dennoch rufen die bereits jetzt 

bestehenden Angebots- und Qualitätsdefizite nach 

einer mutigen und kraftvollen Verbesserung in den 

vorhandenen Strukturen und Organisationen. Ein 

Tatbestand, der von den Experten in dieser Ausgabe 

nicht ausgeklammert wurde. 

Nicht untersucht wurde jedoch die Frage, ob das 

neuerliche inhaltlich sehr ehrliche Urteil des Bundes-

gerichtshofs vom Sommer dieses Jahres zur Frage des 

Rechts des Patienten auf einen würdigen Tod zu einer 

geringeren Inanspruchnahme von stationären Pflege-

leistungen führen wird. Denn die Zahl der Menschen, 

die im vollen Bewusstsein der Konsequenzen Patien-

tenverfügungen für den Fall getroffen haben, wo sie 

über den weiteren Fortgang ihrer Versorgung nicht 

mehr mitentscheiden können, nimmt zu. Und fast 

immer entscheiden sie sich dafür, keine lebensverlän-

gernden Maßnahmen dulden zu wollen, wenn der 

Tod nicht mehr abzuwenden ist und das Leben nur 

künstlich medizinisch prolongiert wird. Die kommen-

den beiden Forumsveranstaltungen im Herbst dieses 

und im Frühjahr nächsten Jahres haben die Finan-

zierungsprobleme des Systems im Fokus. Angesichts 

milliardenschwerer Defizite im Gesundheitsfonds wird 

die Debatte in unserem Land über die weiteren Ein-

schnitte bei Leistungserbringern, über die Belastbar-

keit der Versicherten durch Beiträge und Zuzahlungen, 

aber auch über die Frage der Elimination überflüssiger 

Leistungen an Fahrt gewinnen. Da kann es gar nicht 

ausbleiben, dass  Kosten-Nutzen-Relationen bei me-

dizinischen Maßnahmen auf den Prüfstand geraten. 

Priorisierung und Rationierung werden ebenso ein 

kontrovers diskutiertes Thema sein, wie die Frage 

nach den nicht ausgeschöpften Rationalisierungs-

reserven, die in jedem System stecken, aber immer 

schwieriger zu mobilisieren sind. Gemäß unserer 

Verfassung ist Deutschland ein sozialer Rechtsstaat. 

Das schließt den Zugang zu einer notwendigen und 

zweckmäßigen medizinischen Versorgung nach dem 

aktuellen medizinischen Wissensstand für alle Bürger 

mit ein. Kürzungen und Ausschlüsse sind nur da 

möglich, wo sie ohne Gefährdung der Gesundheit 

der Bürger verantwortbar sind, dann aber für alle, 

und nicht bei Einzelnen oder bestimmten Gruppen.

kontakt: 
Dietmar Preding | Health Care relations | mozartstrasse 5 |  
63452 Hanau | e-mail: dp-healthcarerelations@online.de
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Fernere Lebenserwartung von Frauen 
und Männern in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008
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Versorgungskonzepte für  
eine alternde Gesellschaft
Spezielle Versorgungsanforderungen  
für ältere und alte Patienten
ProFessor Dr. aDelHeiD KuHlMeY

O hne nennenswerte Propaganda“ – 

wie Peter Sloterdijk es formulierte –  

„ohne Agitation, ohne Massenversamm-

lungen hat sich die Klasse der Alten von Jahrzehnt zu 

Jahrzehnt vermehrt und organisiert, sich ausgestattet 

und eingerichtet, bis sie zahlreicher und machtvol-

ler als je in der Geschichte der Gattung ihren Rang 

behaupteten. Indem ihnen – so Sloterdijk weiter –  

ihr Altwerden gelang, beweisen sie nichts anderes, 

als dass sie ihren Anteil an der Erfolgsgeschichte der 

modernen Welt in Anspruch genommen haben.“  

Wie paradox, dass wir diesen Erfolg nicht schätzen: 

Wir freuen uns nicht über die Tatsache, das Privileg 

des langen Lebens erkämpft zu haben. Altwerden ist 

sicher geworden; Altsein eine Zumutung. Es gibt un-

ter anderem aus diesem Grund in den Gesellschaften 

des langen Lebens nicht nur einen Mangel an neuen 

Finanzierungsquellen für die alten sozialen Systeme, 

sondern vor allem einen Mangel an Rollen- und Leit-

bildern für immer mehr Alte. „Anti-Aging“ ist dann 

folgerichtig die medizinische Antwort der hochtechni-

sierten Welt. Aus diesem Grund fehlt dem Zukunfts-

bild der Versorgung älterer und alter Menschen ein 

Konsens darüber, was Gesundheit und angemessenes 

Leben im hohen Alter überhaupt ist.

altern und Gewinn an Gesundheit 
Der Wert des demographischen alterns zeigt sich u.a. 

in der entwicklung der sogenannten ferneren Lebenser-

wartung. Die tatsache, dass die durchschnittlich noch er-

wartbare Lebenszeit 80-jähriger für deutsche Frauen weit 

über 8 Jahre, für männer beinahe 7 Jahre beträgt, ist ein 

demographischer siegeszug

menschen über achtzig Jahre stellen den am schnells-

ten wachsenden teil der Bevölkerung dar. so steigt der 

altenquotient „85“ in der Variante „mittlere“ Bevölke-

rung (untergrenze) von 3,22 im Basisjahr bis 2050 auf 

15,92 d. h. auf beinahe das 5fache. auf Basis der Vari-

ante „relativ alte“ Bevölkerung nimmt er sogar auf das 

über 6-fache zu.

Die rest-lebenserwartung einer 80-jährigen Frau beträgt heute 
über acht Jahre, für Männer über sieben Jahre.
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Der Anteil der über 85-Jährigen steigt stark

Quelle: Statistisches Bundesamt 2006, SVR 2009

85-Jährige und Ältere je 100 Personen 
im Alter von 20 bis unter 65 Jahren

 „relativ junge“              „mittlere“  „relativ alte“
 Bevölkerung              Bevölkerung Bevölkerung

  Untergrenze Obergrenze
Jahr Variante 3 - W2 Variante 1 - W1 Variante 1 - W2 Variante 6 - W

2006 3,22 3,22 3,22  3,22

2010 3,86 3,87 3,86  3,89

2020 5,25 5,35 5,25  5,69

2030 7,55 7,86 7,56  8,90

2040 9,61 10,38 9,74  12,32

2050 14,07 15,92 14,58  19,71

Länder sind unterschiedlich stark betroffen

Quelle: Statistisches Bundesamt 2006, SVR 2009

85-Jährige und Ältere je 100 Personen im Alter von 20 bis unter 
65 Jahren, gerundete Daten als Ausgangsbasis

2005 2015 2025 2040 2050

Baden-Württemberg 2,91  4,35  6,68  9,67  15,21  

Bayern  2,93  4,28  6,37  9,18  14,33  

Berlin  2,54  3 ,41  6,15  8,87  13,88  

Brandenburg  2,28  4,24  8,76  13,90 23,72  

Bremen  3,53  4,92  6,85  8,52  11,64  

Hamburg  3,09  3,98  5,58  7,30  11,85  

Hessen  2,91  4,48  6,66  10,03 15,42  

Mecklenburg-Vorpommern 2,08  4,26  8,79  12,97 19,95  

Niedersachsen  3,14  4,68  7,17  10,12 15,43  

Nordrhein-Westfalen 2,80  4,42  6,49  9,02  13,83  

Rheinland-Pfalz  2,95  4,59  6,70  9,91  15,15  

Saarland  2,76  4,66  7,11  10,09 14,74  

Sachsen  3,29  5,90  10,06  13,75 19,32  

Sachsen-Anhalt  2,69  5,17  9,47  13,84 20,20  

Schleswig-Holstein 3,26  4,53  7,47  10,27 15,66  

Thüringen 2,53 4,90 8,99 13,73 20,34

Deutschland  2,86  4,49  6,99  9,96  15,26  

 

Brandenburg wird 2050 den größten anteil an Menschen über 
85 Jahren aufweisen.

Diese relationen verdeutlichen bereits, dass die 

demographische entwicklung das Gesundheitswesen 

künftig vor erhebliche Herausforderungen stellt; Heraus-

forderungen, die bestimmte regionen Deutschlands ins-

besondere betreffen. Die einzelnen Bundesländer weisen 

schon 2005, d. h. zum Basiszeitpunkt der Prognose, spür-

bar divergierende altenquotienten auf.

Bei dem altenquotient „85“ zeigt sich, dass im Basis-

jahr 2005 die geringere Lebenserwartung in den neuen 

Bundesländern tendenziell zu niedrigeren Werten führt. 

so weisen mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und 

thüringen die niedrigsten altenquotienten „85“ auf. Da 

die Prognose aber davon ausgeht, dass die Lebenser-

wartung in den neuen Bundesländern schnell das bun-

desdeutsche niveau erreicht, nehmen diese Länder auch 

beim altenquotient „85“ bald die spitzenpositionen ein. 

im Jahre 2050 rangiert Brandenburg mit 23,72 vor thü-

ringen mit 20,34 und sachsen-anhalt mit 20,20 an der 

spitze. Die letzten Plätze in dieser skala nehmen Bremen 

und Hamburg mit den vergleichsweise günstigen alten-

quotienten 11,64 bzw. 11,85 ein.

ein langes Leben wird immer häufiger zur individu-

ellen und sozialen realität und das persönliche erreichen 

eines alters von über 80 bis 100 Jahren eher die regel als 

die ausnahme. Der streit darüber, in welchem Gesund-

heitszustand die menschen die gewonnenen Lebensjahre 

verbringen, ist nicht entschieden. und doch häufen sich 

die Befunde, denen zufolge das handicapfreie alter stär-

ker als die gesundheitlich eingeschränkte Lebensphase 

wächst. 

schon vor 10 Jahren zeigte Dinkel auf der Basis von 

kohortendaten des mikrozensus, dass der Gesundheits-

zustand der deutschen Bevölkerung sich verbesserte. Der 

anteil der gesunden Jahre zwischen dem 59. und 77. al-

tersjahr lag bei den 1907 geborenen noch bei 72 Prozent 

und beim Jahrgang 1919 bei 77 Prozent. Der amerikaner 

Fries publizierte u.a. 2003 auf der Grundlage nationaler 

surveys für die usa eine kompression bei unterschied-
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lichen schweregraden der Behinderung. seine Daten 

zeigen ein sinken der Behinderungen bei Personen über 

dem 65 Lebensjahr in einem 15-Jahreszyklus von 26 Pro-

zent auf 19 Prozent. 

Die beschwerdefreie Lebenserwartung – ermittelt für 

Frauen und männer einiger eu-Länder im Jahr 2003 – 

gibt für Deutschland relativ hohe Werte an.

Dies alles sind Gewinne, die u.a. auch aus den aus-

gaben für die medizinische und pflegerische Versorgung 

resultieren, die so gesehen investitionen in das Humanka-

pital und damit in die Fähigkeit zu einem gesunden und 

selbständigen Leben im alter sind. 

Multimorbidität und Pflegebedürftigkeit als besondere 
anforderung an die Versorgung
Die Verluste an Gesundheit und an selbständigkeit, die 

sich ebenso mit dem demographischen altern verbinden 

wie der Zugewinn an gesunden Lebensjahren, werden 

dazu führen, dass der anteil der ressourcen, die für den 

Gesundheitssektor verwendet werden, weiter steigt. 

Denn die allgemeine Verlängerung des Lebens hängt 

eng mit einer spezifischen krankheitslast älterer und alter 

Beschwerdefreie Lebenserwartung im Jahr 2003

Frauen Männer

Quelle: Robert Koch-Institut 2006
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menschen zusammen. Dazu gehören geriatrische Phäno-

mene wie multimorbidität und Pflegebedürftigkeit.

multimorbidität ist das auftreten und Bestehen von 

mehreren erkrankungen gleichzeitig, deren Bedeutung 

für die Wiederherstellung von Gesundheit nicht in eine 

Hierarchie gebracht werden können. Die Beurteilung der 

krankheitslast durch die Betroffenen ist abhängig vom 

erkrankungsmuster, der zeitlichen entwicklung sowie 

von sozialen Faktoren. im Gegensatz zur komorbidität 

ist multimorbidität von einer Grunderkrankung (indexer-

krankung) unabhängig. Zusätzlich treten in das krank-

heitsgeschehen emergente syndrome wie beispielsweise 

inkontinenz, Verwirrtheit, sturzgefährdung und kom-

plexe schmerzzustände und es entstehen Funktionsein-

schränkungen und Behinderungen für den Patienten, die 

sich auf seine Fähigkeiten, den alltag zu bewältigen, aus-

wirken.

Die Prävalenz- und inzidenzangaben zur multimorbi-

dität variieren je nach Definition, Zahl und art der einge-

schlossenen erkrankungen und der untersuchten Grup-

pe. nahezu alle untersuchungen zeigen jedoch einen 

erstaunlich hohen Prozentsatz von Patienten mit mehr-

facherkrankungen bezogen auf die Gesamtbevölkerung. 

Der hohe anteil beschwerdefreier Jahre in Deutschland ist auch ein Gewinn guter Versorgung.
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Die Multimorbidität steigt 
mit dem Alter deutlich

Quelle: Kohler / Ziese 2004
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so liegt nach der Berliner altersstudie, einer repräsenta-

tiven Querschnittuntersuchung 70-jähriger und älterer 

Patienten, die Prävalenz von mindestens fünf gleichzeitig 

bestehenden erkrankungen bei 88 Prozent. im Bundes-

gesundheitssurvey 1998 wurde die jährliche Prävalenz-

rate für zwei chronische erkrankungen bei männern 

zwischen 18 und 79 Jahren auf 39 Prozent, bei Frauen 

auf 57 Prozent geschätzt. Der telefonische Gesundheits-

survey, eine zwischen september 2002 und märz 2003 

vom robert-koch-institut durchgeführte standardisierte 

telefonische Befragung, untersuchte eine repräsentative 

stichprobe der (nicht in institutionen lebenden) erwach-

senen Wohnbevölkerung (18 Jahre und älter) mit Fest-

netz (n = 8 318) zu chronischen erkrankungen. in Bezug 

auf multimorbidität wurde mittels eines summarischen 

ansatzes ein multimorbiditätsindex aus verschiedenen 

Diagnosen gebildet. Folgende krankheiten bzw. krank-

heitsbereiche wurden zusammengefasst:

l schlaganfall,
l Herz-kreislaufkrankheiten 

 (Herzinfarkt, angina pectoris, Herzinsuffizienz,  

 Herzrhythmusstörungen),
l atemwegserkrankungen 

 (asthma bronchiale, chronische Bronchitis),
l krebserkrankungen,
l rückenbeschwerden 

 (unabhängig von der Chronifizierung),
l Depression (unabhängig vom Prävalenzzeitraum),
l Diabetes mellitus,
l alle Formen der Hepatitis,
l Hauterkrankungen (Psoriasis),
l erkrankungen der sinne (schwindel, ohrgeräusche),
l und augenerkrankungen 

 (grauer und grüner star, makuladegeneration).

Die tabelle zeigt unter Berücksichtigung dieses mul-

timorbiditätsindexes eine deutliche Zunahme von multi-

morbidität mit steigendem alter bei beiden Geschlech-

tern. etwa die Hälfte der über 65-jährigen Bundesbürger 

weist demnach drei oder mehr relevante chronische er-

krankungen auf. multimorbidität wirkt sich negativ auf 

die Lebensqualität und den subjektiven Gesundheitszu-

stand aus. insbesondere jenseits des 80. Lebensjahres 

kommt es häufig in der Folge von mehrfacherkrankung 

zu Hilfeabhängigkeit und Pflegebedürftigkeit. 

Pflegebedürftigkeit ist ein Zustand höchster körperli-

cher, psychischer und sozialer Vulnerabilität. ein mensch 

ist von Pflege und Hilfe abhängig, wenn er aufgrund kör-

perlicher, geistiger oder seelischer krankheit die notwen-

digen und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen 

im alltag nicht mehr allein bewältigen kann.

Derzeit gelten 2,13 millionen Bundesbürger als pfle-

gebedürftig im sinne des sozialgesetzbuchs Xi. 82 Pro-

zent aller Pflegebedürftigen ist 65 Jahre alt oder älter, 

wobei jeder Dritte das 85. Lebensjahr bereits erreicht 

oder überschritten hat. Zugleich belegen analysen der 

altersspezifischen Pflegequote, dass sie ab einem Le-

bensalter von 72 Jahren erstmals 5 Prozent beträgt und 

danach deutlich ansteigt, so dass das Pflegerisiko unter 

den 80- bis 85-Jährigen bereits 20,3  Prozent und im al-

ter zwischen 90 und 95 Jahren sogar 60,8 Prozent be-

trägt. Heute sind pflegebedürftige männer im mittel 68 

Jahre, auf pflegerische Versorgung angewiesene Frauen 

79 Jahre alt. Darüber hinaus sind Frauen sehr viel stärker 

von Pflegebedürftigkeit betroffen und ihr Pflegebedarf 

wächst im alter deutlich schneller als bei männern.

Was bedeutet es für die betroffenen Frauen und 

männer pflegebedürftig zu sein, welche einschrän-

kungen ihres alltags müssen sie bewältigen? Durch 

rund die Hälfte der Bevölkerung über 65 Jahre hat drei oder mehr
chronische erkrankungen.
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Pflegebedürftige nach Alter und Geschlecht im Jahr 2005

Quelle: Statistisches Bundesamt 2007a
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insgesamt weiblich männlich

die studien zu „möglichkeiten und Grenzen selbstän-

diger Lebensführung“ (muG), die sowohl für die si-

tuation in Privathaushalten als auch für die stationäre 

Versorgung durchgeführt wurden, stehen ergebnisse 

zur Verfügung, die auf das ausmaß der Vulnerabilität 

der eingetretenen Lebenssituation zeigen. Die schwer-

wiegendsten einschränkungen in den alltagsverrich-

tungen zeigen sich beim Duschen/Waschen, gefolgt 

von an- und ausziehen, der toilettennutzung und der 

nahrungsaufnahme. Hinsichtlich der instrumentellen 

aktivitäten verursacht das einkaufen die größte abhän-

gigkeit, gefolgt von saubermachen, mahlzeitenzube-

reitung und der regelung finanzieller angelegenheiten. 

Das ausmaß der funktionellen einschränkungen zeigt 

sich in den Befunden aus der stationären Versorgung 

pflegebedürftiger menschen noch deutlicher. Fast 90  

Prozent der Bewohner haben schwierigkeiten mit dem 

Duschen und Waschen. schwierigkeiten beim an- und 

ausziehen, Wasser/stuhl halten, alleiniger toilettennut-

zung und im Zimmer umhergehen weisen jeweils mehr 

als 50  Prozent der Bewohner auf und knapp 40  Prozent 

können nicht mehr eigenständig essen und trinken. ne-

ben diesen Beeinträchtigungen, die vor allem den Bereich 

der mobilität umfassen, leiden Pflegebedürftige unter ih-

rer eingeschränkten kognitiven Leistungsfähigkeit. Diese 

einschätzung wird durch die Daten aus muG iV zur selbst-

ständigkeit in stationären einrichtungen unterstützt.

etwa jeder zweite Bewohner ist räumlich
gelegentlich nicht orientiert
knapp 60  Prozent der Bewohner sind häufig oder gele-

gentlich unfähig zur Lösung von alltagsproblemen, über 

50  Prozent antriebsarm oder niedergeschlagen, immer 

noch knapp 50  Prozent zeigen sich häufig oder gelegent-

lich unfähig, ihre Grundbedürfnisse wahrzunehmen, sind 

räumlich unzureichend orientiert und bedürfen einer an-

dauernden überwachung. eine gelegentlich oder häufig 

unzureichende orientierung zu Personen wiesen knapp 

40  Prozent auf und immer noch zwischen 30  Prozent 

Bei den 80- bis 85-Jährigen beträgt das Pflegerisiko 20 Prozent, bei 90- bis 95-Jährigen sogar 60 Prozent.
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und 35  Prozent zeigen störungen im tag-/nachtrhyth-

mus und sozial nicht angepasstes Verhalten.

Der sachverständigenrat zur Begutachtung der ent-

wicklung im Gesundheitswesen hat 2009 eine Prognose 

zur entwicklung der Pflegebedürftigen bis zum Jahr 2050 

vorgelegt. Diese weist für 2050 eine Zahl von 4,35 milli-

onen Pflegebedürftigen auf. ein überblick über alternati-

ve Prognosen zur entwicklung der Pflegebedürftigen bis 

zum Jahre 2050 zeigt, dass die Vorausberechnung des 

rates mit den Größenordnungen vergleichbarer schät-

zungen weitgehend übereinstimmen. Für das Jahr 2030 

reicht die Bandbreite der status quo-Prognosen zwar von 

2,61 bis 3,36 millionen Pflegebedürftigen, bezogen auf 

die aktuelleren Vorausberechnungen zum Basisjahr 2005 

bzw. 2007 verkürzt sich die spanne aber auf 3,09 bis 

3,36 millionen. Bei den Prognosen, die auf der annah-

me der morbiditätskompression aufbauen, gelangt das 

statistische Bundesamt hier mit 2,95 millionen Pflegebe-

dürftigen nahezu zum gleichen ergebnis wie die ratspro-

gnose (2,93 millionen).

insgesamt gesehen kann auf der Basis dieser Progno-

se kein Zweifel bestehen, dass die entwicklung der Pfle-

gebedürftigen die Gesundheitspolitik künftig mit erhebli-

chen Herausforderungen konfrontiert.

Übersicht über Prognosen zur Entwicklung der Zahl von Pflegebedürftigen

1 Status quo-Prognose; 2 Prognose bei Annahme der Morbiditätskompressionsthese

Quelle: GBE 2009; Statistisches Bundesamt 2006a; Rothgang 2001; Statistisches Bundesamt 2008; Rürup 2003; Blinkert 2001; Dietz 2002; 
Ottnad 2003; Häcker/Raffelhüschen 2005; Häcker/Höfer/Raffelhüschen 2006; SVR 2009 

in Millionen

Jahr / Prognose

Eigene Berechnung

Rothgang (2001)

Statistisches Bundesamt (2008)

Rürup (2003)

Blinkert/Klie (2001)

Dietz (2002)

Ottnad (2003)

Häcker/Raffelhüschen (2006)

Häcker et al. 2005

Basisjahr

2,24 (2007)

1,86 (2000)

1,85 (2000)

2,13 (2005)

1,90 (2002)

1,81 (1998)

1,82 (2000)

2,01 (2002)

1,93 (2004)

1,97 (2005)

2010

2,38

2,35

2,13

2,01

2,40

2,30

-

2,21

2,04

-

-

2,70

 

SQ1

KT2

SQ

KT

SQ

KT

SQ

SQ

SQ

SQ

SQ

SQ

2020

2,86

2,69

2,47

2,21

2,91

2,68

-

2,58

2,37

-

-

2,70

2030

3,28

2,93

2,71

2,38

3,36

2,95

3,10

2,81

2,61

3,11

-

3,09

2040

3,77

3,19

2,98

2,59

-

-

3,40

3,11

2,87

-

-

3,60

2050

4,35

3,50

-

-

-

-

-

3,45

3,17

4,00

3,79

4,25

Versorgungsanforderungen alter Menschen  
und Versorgungskonzepte
Die Versorgung mehrfach kranker oder pflegebedürftiger 

alter menschen hat das Ziel mehr Gesundheit herzustel-

len. mit Blick auf die ausgangsthese des Beitrages stellt 

sich die nun die Frage: Was ist Gesundheit für alte men-

schen mit einer mehrfacherkrankung oder Pflegebedarf? 

Der Philosoph ernst Bloch schreibt: 

„Gesundheit ist ( ... ) überwiegend ein gesellschaft-

licher Begriff. Gesundheit wieder herzustellen heißt in 

Wahrheit: den kranken zu einer art von Gesundheit zu 

bringen, die in der jeweiligen Gesellschaft die jeweils 

anerkannte ist, ja in der Gesellschaft selbst erst gebildet 

wird“. 

ein bedenkenswerter ansatz mit Blick auf das noch 

vorhandene Gesundheitspotenzial eines mehrfach kran-

ken oder pflegebedürftigen alten menschen. seine Ge-

sundheit ist nicht abwesenheit von jeglicher krankheit 

und Funktionsstörung, sondern zeigt sich in der auf-

rechterhaltung oder Wiederherstellung von Lebensqua-

lität. Dabei geht es um die Qualität des Lebens, die im 

jeweiligen abschnitt des Lebensverlaufs und für die je-

weils kranke alte Frau oder den kranken alten mann an-

gemessen ist. 

Für das Jahr 2030 reicht die Bandbreite der Prognosen von 2,61 bis 3,36 Millionen Pflegebedürftige.
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Verbliebene Gesundheit stützen, 
lebensqualität erhalten
mehr Lebensqualität könnte erreicht werden, wenn die 

anstrengungen zur Prävention und Gesundheitsförde-

rung im alter intensiviert würden. Heute ist unstrittig, 

dass dadurch zumindest eine Verzögerung vieler Gesund-

heitseinbußen möglich wäre. Dabei werden strategien 

zur Verminderung der eintrittswahrscheinlichkeit von 

multimorbidität und Pflegebedürftigkeit ebenso benötigt 

wie maßnahmen zur erhaltung bereits beeinträchtigter 

Gesundheit und Funktionsfähigkeit. 

Die Zukunft einer altersangepasste Gesundheitsver-

sorgung zu gestalten, das heißt aber auch: Diese besser 

auf das veränderte morbiditätsspektrum einzustellen und 

die entwicklung von Leitlinien für alte Patienten, die an 

mehreren chronischen erkrankungen gleichzeitig leiden 

voranzutreiben. solche Leitlinien müssen Behandlungs-

prioritäten setzen, an den Gesamtzustand des Patienten, 

seine ressourcen und Fähigkeiten adaptiert sein und sei-

ne Lebenserwartung und individuelle situation berück-

sichtigen. 

Das heißt: Die qualitative Weiterentwicklung und 

ausdifferenzierung der ambulanten Pflege von gesund-

heitsförderlicher bis hin zu palliativer Pflege. Dabei müs-

sen die vorhandenen Vorsorgungsressourcen der regio-

nen genutzt werden und das angebotsspektrum muss 

den regionalen demographischen entwicklungen ange-

messen sein.

 Gleichzeitig muss an einer Verzahnung der Versor-

gung für ältere und alte menschen, die unter chroni-

schen erkrankungen, multimorbidität und/oder Pflege-

bedürftigkeit leiden, gearbeitet werden, um den Zustand 

bei langwierigen krankheits- und Pflegeverläufen stabil 

zu halten. Dabei sind eine Vielzahl von schnittstellen zu 

überwinden und Patienteninformationen weiterzuleiten. 

Der ausbau von Case- und Care-management könnte 

bei der steuerung der Langzeitversorgung helfen. 

nicht zuletzt kann eine gute Beratung einen wich-

tigen Beitrag zur Lebensqualität im Falle von mehrfa-

cherkrankung und Pflegebedürftigkeit leisten. Die be-

reitgestellten informationen müssen dann aber jederzeit 

erreichbar, leicht zugänglich, zielgruppenspezifisch zu-

geschnitten und verständlich aufbereitet sein. Gute Be-

ratung hat längerfristige aufgaben der Begleitung und 

individuellen Versorgungsplanung und –steuerung.

Diese kriterien sollten auch beim derzeitigen aufbau 

der Pflegestützpunkte in den regionen dringend beach-

tet werden. 

Die sicherstellung der Versorgung alter menschen ist 

auch künftig entscheidend davon abhängig, inwieweit es 

gelingt, gemischte Pflegearrangements herzustellen und 

zu einem produktiven Zusammenwirken von professio-

neller sowie kommunaler und Hilfe durch Familien und 

pflegende angehörigen zu gelangen. 

eine modernisierungsoffensive ist aber nicht nur im 

ambulanten Versorgungssystem angezeigt, auch die 

Heimversorgung bedarf konzeptioneller Veränderungen. 

Heime sind längst stätten der Pflege und krankheits-

bewältigung in den spät- und endstadien chronischer 

krankheit bzw. am Lebensende geworden. und: Pflege-

bedürftigkeit ist ein oft lang andauernder Zustand. im 

median liegt die überlebensdauer der Frauen, die eine 

Pflegestufe i haben, bereits bei 39 monaten und bei den 

so eingestuften männern bei 25 monaten. so muss es 

uns um die Weiterentwicklung der Fachlichkeit im um-

Gesamt

Zahnärzte

Ärzte

Apotheker

Helfer in der Krankenpflege

Altenpfleger

Gesundheits- und Krankenpfleger

Physiotherapeuten

Arzthelfer / Zahnmedizinischer 

<35 Jahre 35-50 Jahre 50 Jahre und älter

Altersgruppen der Berufsgruppen 
im Gesundheitswesen, 1997 und 2007

Quelle: SVR 2009

1997

2007

Die Gruppe der über 50-Jährigen im Gesundheitswesen 
ist bei ärzten und Zahnärzten am größten.
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hat von 1975 bis 1980 an der Berli-

ner Humboldt-Universität Soziologie 

studiert. Bis 1993 war sie dort als 

wissenschaftliche Mitarbeiterin an der 

Abteilung Gerontologie und Medizin-

soziologie der Medizinischen Fakultät 

beschäftigt. An der FH Neubranden-

burg war Frau Kuhlmey von 1996 

bis 1998 Professorin für die Fächer 

Gerontologie und Medizinsoziologie, anschließend 

lehrte sie bis 2002 am Fachbereich Gesundheitswesen 

der FH Braunschweig-Wolfenbüttel. Seit 2002 leitet sie 

das Institut für Medizinische Soziologie im Zentrum für 

Human- und Gesundheitswissenschaften an der Chari-

té. Adelheid Kuhlmey gehörte seit 1999 den Altenbe-

richtskommissionen der Bundesregierung an. Von 1999 

bis 2010 war sie Mitglied im Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen.

gang mit kognitiven einbußen, psychischen Problem-

lagen und Verhaltensauffälligkeiten gehen und um die 

Frage, welche Pflege die Lebensqualität der betroffenen 

unterstützt.

nicht zuletzt kommt es gerade in strukturschwachen 

Gebieten darauf an, die ressourcen zu nutzen, die in neu-

en Formen der Zusammenarbeit der Gesundheitsberufe 

liegen und insbesondere für diese regionen besondere 

maßnahmen der nachwuchsgewinnung zu etablieren. 

Die abbildung zeigt, dass auch die alterung der Berufs-

gruppen im Gesundheitswesen in den vergangenen zehn 

Jahren vorangeschritten ist. Die Liste der maßnahmen, 

die auch künftig eine sicherstellung der Versorgung äl-

terer und alter menschen garantieren, ist trotz der Fort-

schritte der letzten Jahre lang.

Gesundheitspotenziale stärken  
anstatt jedes leiden heilen
Der demographische Wandel hat das Gesundheitsniveau 

bzw. krankheitsgeschehen verändert. Dieser Verände-

rungsprozess wird sich fortsetzen. ob die menschen von 

kohorte zu kohorte immer gesünder ins hohe alter kom-

men, ob es gelingt, körperliche einbußen immer mehr in 

eine letzte kurze Lebensphase zu verdrängen, ist auf der 

Basis heutiger erkenntnisse nicht endgültig zu entschei-

den. Das gesunde alter als eine Phase frei von jeglichen 

Funktionseinschränkungen scheint aus heutiger Pers-

pektive allerdings als ein nicht erreichbares eher theore-

tisches konstrukt. Die auffassung, wir könnten alle mit 

anhaltender kontrolle über die eigene situation leben, 

gute Lebensbedingungen stets bewahren, immer weiter 

intelligent und leistungsfähig bis ins höchste alter sein, 

hat eine utopie entstehen lassen, die weder die medizin, 

noch die Pharmazie, noch die Gesundheitssysteme oder 

das individuum einlösen können. Wer meint, allen krank-

heiten vorbeugen zu können, wer jedes Leiden zu heilen 

anstrebt, der verliert im alter seine eigene souveränität. 

Die Gesundheitseinbußen einer alten Bevölkerung im 21. 

Jahrhundert zu bewältigen heißt für das Gesundheitssys-

tem, die jeweils vorhandenen Potenziale der alt werden-

den Frauen und männer zu unterstützen und nicht dem 

zum scheitern verurteilten Versuch, einen Zustand x bis 

zum Lebensende erhalten zu wollen, hinterher zu jagen.

 

Literatur bei der Verfasserin

ProFessor Dr. PHil. aDelHeiD KuHlMeY
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D er demographische Wandel der Gesell-

schaft lässt sich nicht leugnen. Sachlich 

bedeutet das zunächst: Die Bevölkerung 

der Bundesrepublik Deutschland wird wie viele, aber 

etwas stärker noch als andere entwickelte Länder im 

Durchschnitt älter und schrumpft. Drei Faktoren, die 

nach der Werteskala der meisten hier lebenden Men-

schen teils begrüßt, teils bedauert, teils ohne große 

Regung zur Kenntnis genommen werden, tragen zu 

dieser Entwicklung entscheidend bei: die Zunahme 

der Lebenserwartung, vor allem bedingt durch den 

Fortschritt in der öffentlichen Gesundheitsversorgung 

und der Medizin, der Rückgang der Geburtenzahlen 

und der Saldo zwischen Zu- und Abwanderung. 

Die sachlich so nüchtern skizzierbare Gesellschaftstrans-

formation hat aber seit einigen Jahren eine regelrechte 

‚methusalem’-Hysterie ausgelöst. Diese gern benutzte 

Charakterisierung für die dramatisierende und alarmis-

tische aufarbeitung der gesellschaftlichen alterungspro-

zesse bezieht sich polemisch auf den zum Best- und Long-

seller avancierten essayband ‚Das methusalem-komplott’ 

des Herausgebers der Frankfurter allgemeinen Zeitung, 

Frank schirrmacher. im Gefolge dessen ließen sich manch 

andere bekannte sozialtheoretiker und Politikberater die 

Gelegenheit nicht nehmen, ihre teils schon früher er-

hobenen kassandra-rufe erneut ertönen zu lassen. Pa-

radigmatisch für eben solche rufe ist dann in etwa das, 

was der Wissenschaftsjournalist Volker stollorz in der 

‚Frankfurter allgemeinen sonntagszeitung’ schon 2003 

so skizzierte: „Zu viele rentner, zu wenig künftige Bei-

tragszahler, dazu eine immer längere Lebenserwartung. 

als resultat dieser entwicklung steigt bis 2050 entwe-

der der Beitragssatz für nachwachsende Generationen 

um das Doppelte. oder das rentenniveau sinkt um die 

Hälfte. oder das renteneintrittsalter wird dramatisch ver-

zögert. 

in allen drei Fällen droht ein demokratisches Desaster. 

Diese Fakten kennen inzwischen alle Politiker. sie wissen 

daher auch, daß Deutschland heute schon unpopuläre 

reformen braucht, mehr private Vorsorge, ein höheres 

renteneintrittsalter, langsamere jährliche rentenstei-

gerungen, steigende Zuwanderung und eine Familien-

politik, die eltern fördert statt entmutigt.“ neben einer 

Gefährdung der solidarischen alterssicherung scheint der 

demographische Wandel einerseits das wirtschaftliche 

Wachstum zum erlahmen zu bringen, weil die alternde 

Versorgungskonzepte für  
eine alternde Gesellschaft
alt werden in einer Zeit  
des gesellschaftlichen Wandels 
ProFessor Dr. PeTer DaBrocK
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Gesellschaft nicht mehr so produktiv sei wie eine jung-dy-

namische und andererseits einfluss auf das Verhältnis der 

kulturen zu nehmen, weil diese von ihm unterschiedlich 

in mitleidenschaft gezogen werden. Weiterhin wird der 

eindruck erweckt, der demographische Wandel entzweie 

menschen mit und ohne kinder, aber auch schrumpfen-

de und prosperierende Landstriche, regionen, ja, ganze 

Bundesländer. er führe zur senkung des Wohlstands und 

zum Zusammenbruch der sozialen sicherungssysteme. 

Zu tiefgreifend erscheinen den methusalem-Hysterikern 

die notwendigen reformen, als dass sie nicht ohne ein 

immer wieder bemühtes szenario, den krieg oder zumin-

dest den kampf der Generationen, gemeistert oder eben 

nicht gemeistert werden könnten. 

es geht um Weltanschauungen, 
nicht um Fakten
Wie ist auf diese Hysterie zu reagieren? muss sie unwi-

dersprochen so hingenommen werden? in einem ersten 

reflexionsgang möchte ich zeigen, dass es sich, ganz im 

unterschied zu stollorz’ eigener Behauptung, bei den Be-

schreibungen der demographischen Veränderung jedoch 

keineswegs einfach um Fakten, sondern um konstruk-

tionen handelt, die bestimmte Personen und kreise in 

öffentliche Debatten einspeisen, um ihre Weltanschau-

ungen und interessen zu bewerben und durchzusetzen. 

Hier sollen zunächst Diagnostika und therapeutika, die in 

der Debatte zum demographischen Wandel die Öffent-

lichkeit lange Zeit einseitig beherrscht haben, auf ihre 

Plausibilität hinterfragt und jeweilige Gegendeutungen 

präsentiert werden. 

Wer die scheinbare Faktizität der Diagnose und die 

alternativlosigkeit der entsprechenden therapien kri-

tisiert, sollte sich jedoch davor hüten, den eindruck zu 

erwecken, dass mit der entlarvung der konstruktivität 

solcher Deutungen nun der Durchgriff auf die Fakten 

erfolge. Die entlarvenden Gegendiagnosen bleiben, wie 

bereits erwähnt, ebenfalls Deutungen. auch die sich von 

ihnen ableitenden therapievorschläge müssen mit alter-

nativen und Falsifikationen rechnen. im streit der unter-

schiedlichen Deutungen muss allerdings nicht auf episte-

mische und ethische kriterien verzichtet werden, die eine 

Gewichtung diesseits eines ‚anything goes’, das häufig 

dem konstruktivismus vorgeworfen wird, zulassen. in 

epistemologischer Hinsicht wird diejenige Deutung auf 

höhere Plausibilität pochen können, der es gelingt, unter 

einbeziehung möglichst vieler Daten eine hohe interne 

und externe kohärenz der jeweiligen information zu er-

zeugen. 

im konkret-ethischen urteil als entscheidungskri-

terienberatung im sittlich-politischen Diskurs sind dann 

diejenigen sittlich-politischen optionen plausibler, die im 

sinne eines weiten überlegungsgleichgewichtes wohl-

überlegte moralische urteile, moralische Prinzipien und 

Hintergrundtheorien und von solchen her gedeutete 

Daten in ein möglichst kohärentes miteinander zu integ-

rieren in der Lage sind. Dabei zählt zu dieser art von re-

flexion auch, die sachlichen und methodischen Grenzen 

solcher kohärenzbemühungen mitzubedenken. im sinne 

dieses methodologischen Programms sind die alternati-

ven Handlungsorientierungen in einem zweiten schritt 

auf ihre kompatibilität mit leitenden sozialethischen se-

mantiken zu konfrontieren. 
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Dabei werde ich im Folgenden erstens prüfen, ob 

ein rückgriff auf den kulturtheoretischen Diskurs um 

die Figur der Gabe, in der sich spezifika christlichen Ge-

meinschaftslebens besonders adäquat außertheologisch 

reformulieren lassen, einen Deutungsgewinn verbuchen 

kann und zweitens, wie vor diesem semantischen Hinter-

grund die Pragmatik der beiden großen sozialethischen 

konzeptionen ‚Gerechtigkeit’ und ‚solidarität’ herausge-

fordert wird: ist doch bei näherem Blick gar nicht klar, ob 

man eher von ‚Generationengerechtigkeit’ oder ‚-solida-

rität’ reden sollte. Jenseits eines alltagssprachlich diffusen 

Gebrauchs erheben sich nämlich höchst unterschiedliche 

akzentsetzungen, wenn man das eine konzept dem an-

deren vorzieht oder es stillschweigend jeweils vom ande-

ren her begreift. Diese wirkungsvollen Präsuppositionen 

sollten zumindest in der sozialtheoretischen Diskussion 

nicht unbemerkt bleiben. Der vorliegende Beitrag wird 

angesichts dieser diffusen ausgangslage inhaltlich dafür 

plädieren, hinsichtlich des demographischen Wandels im 

Generationenverhältnis stärker den semantischen Pfaden 

von ‚solidarität’ zu folgen, ohne deshalb grundlegende 

einsichten des Gerechtigkeitsbegriffs zu vergessen. 

rückfragen an das Katastrophenszenario, 
demographischer Wandel und Gegendeutungen 
seit ende 2005 hatten sich die stimmen gemehrt, die der 

methusalem-Hysterie nüchternere analysen, Deutungen 

und Gestaltungsoptionen des demographischen Wandels 

gegenüberstellten. Die kritiker des alarmismus vertre-

ten keineswegs eine einheitliche sozialtheoretische oder  

gar -politische Position. sie soll auch nicht in die unter-

schiedlichsten Zugänge und ansichten hineingelesen wer-

den. Dennoch können die paradigmatisch ausgewählten 

infragestellungen entscheidender Wahrnehmungs- und 

Deutungsbilder der methusalem-Hysterie aufzeigen, wie 

überaus anfällig das katastrophenszenario ist. in Frage 

gestellt werden a) der grundsätzliche prädiktive an-

spruch der Demographie, b) die speziellen katastrophen-

semantiken und c) die wenig ausgeprägte Phantasie, mit 

der alterung der Gesellschaft kreativ umzugehen und sie 

entsprechend auch als Chance zu begreifen.

a) Prädiktiver anspruch der Demographie
Die kritik setzt teils ganz grundsätzlich an der oft gera-

dezu mit naturwissenschaftlichem erkenntnisanspruch 

versehenen Voraussagekraft der Demographie an. Be-

haupten doch manche deren Vertreter, allen voran Her-

wig Birg, dass die von ihnen prognostizierten entwicklun-

gen eine überaus hohe Präzision besäßen und nur sehr 

schwer kurzfristig zu korrigieren seien. sie gründen diese 

einschätzung auf den umstand, dass demographische 

Prognoseszenarien zum einen auf einer langen rekonst-

ruktionsgeschichte, zum anderen aber vor allem auf einer 

stabilen sachlage beruhen. Gegen diese deterministisch 

wirkende ergebnispräsentation demographischer For-

schung wenden kritiker ein, dass zumindest Jahrzehn-

te vorausblickende Prognosen überaus störanfällig sind: 

reproduktive entscheidungen, medizinischer Fortschritt, 

wirtschaftliche entwicklungen, Zu- und abwanderbewe-

gungen in Folge der allgemeinen Lebensverhältnisse oder 

politischer entscheidungen, aber auch katastrophen, epi-

demien und kriege lassen sich schwer als annahmen in 

die mathematischen modelle integrieren. 

Zwar sind im ergebnis manche Voraussetzungen, al-

lerdings unter völlig anderen Bedingungen als den an-

genommenen, eingetroffen. ein solches gleiches resultat 

müsste dann als koinzidenz und nicht als Bestätigung 

wissenschaftlicher Prognosen eingestuft werden. Blickt 

man beispielsweise auf die koordinierten Bevölkerungs-

berechnungen, so werden in der regel vor dem Hinter-

grund der entscheidenden Faktoren Geburtenhäufigkeit, 

Lebenserwartung und Wanderungsbewegungen mehre-

re szenarien entwickelt. Die 2009-Berechnung des sta-

tistischen Bundesamtes bietet allein zwölf normalvarian-

ten (und drei zusätzliche modellberechnungen) an. Die 

streuung der Bevölkerungsberechnung für 2050 liegt 

nach dieser studie zwischen 69,3 mill. und 76,7 mill. bei 

einem ausgangspunkt von 82 mill. im Basisjahr 2008. 

in Prozentzahlen heißt dies: Die streuung zum Basisjahr 

2008 (= 100 Prozent) prognostiziert in der am niedrigs-

ten angenommenen Variante eine schrumpfung der Be-

völkerung auf 84,6 Prozent im Vergleich zu 2008, in der 

höchst angenommenen Variante allerdings nur auf 93,5 

Prozent: eine Varianz, die bei näherem Hinsehen zeigt, 

wie unsicher die Prognosen der Demographen sind. 

Bei der methodologischen kritik an der Demographie 

ist schließlich nicht zu vergessen: Ganz heraus aus der ei-

gentlichen materie der Bevölkerungswissenschaft fallen 

die Gestaltungsoptionen einer Gesellschaft mit solchen 

Veränderungen umzugehen, angefangen von einem 
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möglichen Wertewandel über das rentenrecht bis hin 

zum Familienförderungsausgleich. Zu erwähnen ist die-

se Differenz zwischen deskriptiven und normativen aus-

sagen, weil Bevölkerungswissenschafter immer wieder 

die Grenze zwischen ihrer wissenschaftlichen expertise 

und ihrem staatsbürgerlichen engagement und interesse 

überschreiten. 

b) spezielle Katastrophensemantik
neben der grundsätzlichen anfrage an die epistemische 

Prognosekraft demographischer aussagen gilt es vor al-

lem auf die manipulationseinfallstore zu achten, die sich 

schnell öffnen können, wo statistiken bemüht werden. 

eingegangen sei auf das wichtigste Beispiel im umgang 

mit dem ‚Faktum’ demographischer entwicklung: Ge-

meint ist die jeweilige, zu höchst durch interessen steuer-

bare Verwendung der kenngrößen ‚alters-, Jugend- und 

unterstützungsquotient’. Weil der altersquotient das 

Verhältnis der alten, nicht mehr erwerbstätigen Bevölke-

rung zur erwerbstätigen angibt, der Jugendquotient das 

Verhältnis der noch nicht erwerbstätigen Bevölkerung zur 

erwerbstätigen benennt und der unterstützungsquotient 

die summe dieser beiden Quotienten auf den Begriff 

bringt, kann man mit diesen Größen nicht nur das je-

weilige unterstützungspotential einer jeweiligen Gesell-

schaft sichtbar machen, sondern auch mögliches und als 

ungerecht empfundenes ungleichgewicht zwischen den 

Generationen. 

„Demographische Zeitbombe“ – 
ein modulierbares Bild
in der öffentlichen Debatte hat sich das Bild eingeprägt, 

das die Gewerkschaft ver.di, nicht zustimmend, sondern 

als Demagogie kritisierend, eine ‚demographische Zeit-

bombe’ nennt: Heute trügen vier erwerbstätige einen 

rentner, 2050 müssten dies nur noch zwei tun. Doch die-

ses Bild, das ungerechtigkeitsempfindungen wachrufen 

soll, ist vielfach modulierbar. Zum einen ist bei der un-

terstützungslast, die wiederum als indikator für die Brü-

chigkeit der traditionellen sozialen sicherungssysteme ins 

Debattenfeld eingeführt wird, nicht nur der altersfaktor 

zu berücksichtigen. Wenn es vielmehr um die transfers 

zur nicht arbeitenden Bevölkerung geht, muss eben der 

unterstützungsquotient im Ganzen berücksichtigt wer-

den. in einer alternden Gesellschaft nimmt jedoch der 

Jugendquotient ab. Dies geschieht (nach allen Berech-

nungen) zwar nicht unbedingt im selben maße, wie der 

altersquotient steigt, doch die Dramatik entschärft sich. 

Zum anderen bieten sich selbst dann, wenn man nicht 

mehr nur den alters-, sondern den unterstützungsquo-

tienten berücksichtigt, noch weitere manipulationsmög-

lichkeiten im kleingedruckten an. Bei Birg beispielsweise 

wird die altersspanne der erwerbstätigen von 20 bis 60 

Jahren angegeben. mit dieser Prämisse rechnet er, der zu-

vor selbst den eindruck erweckte, dass der einzig sinnvol-

le Parameter für sozialpolitische konsequenzen aus der 

Demographie der unterstützungsquotient sei, einen un-

terstützungsquotienten von 123,3 für das Jahr 2050 aus.

Gleichzeitig nimmt er in seinen annahmen einen 

heutigen unterstützungsfaktor von 81,5 an. Die Dra-

matik ist offensichtlich und ihre Wirkung beabsichtigt: 

Wir müssten die schon jetzt von vielen als grenzwertig 

empfundene unterstützungslast nochmals um knapp 52 

Prozent steigern – eine aussicht, die den kollaps der bis-

herigen sozialen sicherung heraufbeschwört. Folgt man 

entgegen diesen annahmen Birgs der mittleren Varian-

te der neuesten Bevölkerungsberechnung, wie dies die 

Altersspanne der Erwerbstätigen von 20 bis 60

Quelle: Birg 2003, 181

1 Unter 20-Jährige auf 100 Menschen im Alter von 20 bis unter 60
2 Über 20-Jährige auf 100 Menschen im Alter von 20 bis 60
3 Summe aus Jugend- und Altersquotient

Jugend- und Altenquotient von 1998 bis 2100

  

Jahre

1998
2000
2010
2020
2030
2040
2050
2060
2070
2080
2090
2100

Jugend-
quotient 1

 38,0
 38,1
 33,2
 31,3
 33,1
 32,1
 31,9
 32,7
 33,1
 33,2
 34,0
 34,5

Alten-
quotient 2

 38,6
 42,8
 48,3
 55,9
 81,3
 85,9
 91,4
 92,6
 93,0
 92,2
 90,9
 88,7

Unterstützungs-
quotient 3

 76,6
 80,9
 81,5
 91,2
 114,4
 118,0
 123,3
 125,3
 126,1
 125,4
 124,9
 123,2

Der autor dieser Zahlen suggeriert, dass die „unterstützungslast“
für die Jungen dramatisch steigen wird.
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meisten Forscher tun, und zählt im unterschied zu Birg 

zur Gruppe der erwerbstätigen nicht nur die Personen 

im alter von 20 bis 60, auch nicht nur die Personen von 

20 bis 65 Jahren, wie dies von den meisten statistiken 

derzeit dargestellt wird, sondern geht angesichts zu er-

wartender Lebenszeitverlängerung für das Jahr 2050 von 

einem renteneintrittsalter mit erst 67 Jahren aus, dann 

ergibt sich nach den jüngsten modellberechnungen des 

statistischen Bundesamtes für das besagte Jahr ein un-

terstützungsquotient von 81,2. 

 

Die Prämissen der Prognosen 
sind interessensabhängig
Der unterstützungsquotient hätte sich für das Jahr 2050 

gegenüber dem Jahr 2008 mit dem derzeitig realistischen 

unterstützungsfaktor auf der Grundlage der erwerbszeit 

vom 20. bis zum 60. Lebensjahr nur leicht gesteigert, kei-

neswegs aber in der von Birg skizzierten Dramatik. nun 

kann man fragen, wo die manipulation liegt: ist es le-

gitim, die Gruppe der erwerbstätigen so eng zu fassen, 

wie dies Birg nicht nur für heute tut (dies erscheint ange-

sichts der Frühverrentungspraxis, die infolge angedrohter 

rentenkürzungen jedoch immer mehr zurückgeht, noch 

plausibel), sondern sogar bis zum Jahr 2100 meint aus-

dehnen zu können? oder sollte man nicht dynamisch 

vorgehen und annehmen, dass längere Lebenserwartun-

gen und der ja von niemandem geleugnete demographi-

sche Druck auch zu längeren Lebensarbeitszeiten führen, 

wie es beispielhaft in meiner kleinen rechnung auf der 

Grundlage der Zahlen des statistischen Bundesamtes ge-

schehen ist? nun unterliegen ohne Zweifel ja auch die 

von mir benutzen Zahlen problematischen Vorannahmen 

und unsicherheiten. Deutlich machen kann das kleine 

Beispiel in jedem Fall, wie hochgradig die jeweiligen Be-

rechnungen von Prämissen, die wiederum interessen re-

präsentieren, abhängig sind.

als methodologisches Fazit zu diesem Punkt, wie sehr 

Wahrnehmungen schon längst durch Deutungen imprä-

gniert sind, ist festzuhalten: Viel stärker noch als bisher 

müssen die methodischen Voraussetzungen des Diskur-

ses zum demographischen Wandel transparent gemacht 

und in die allgemeine Öffentlichkeit transportiert werden, 

um die Debatte seriöser voranbringen zu können. inhalt-

lich kann hier natürlich nicht die große Palette der de-

mographischen Forschung wiedergegeben werden. nur 

soviel scheint mir über die methodologischen Bemerkun-

gen hinaus vor dem Hintergrund der Zahlen des statis-

tischen Bundesamtes für eine sozialethische Bewertung 

der sozialpolitischen Debatte um die Deutung des demo-

graphischen Wandels festgehalten werden zu können: 

Die deutsche Gesellschaft altert und schrumpft tatsäch-

lich. Diese Wahrnehmung hat nicht nur nüchternen reali-

tätscharakter, sondern eröffnet Deutungsspielräume, die 

wiederum neue realitäten als Folge aus sich entlassen. 

in diesem Fall bedeutet das: ob man die schrumpfung 

der einwohnerzahl, die eben keineswegs so dramatisch 

ausfällt, wie die gerne bemühte schlagzeile „Deutsch-

land stirbt aus“ suggeriert, als katastrophe ausmalt oder 

nicht, das sagt viel mehr über die jeweils kryptonormativ 

prägenden menschen-, Gesellschafts- und Lebenspha-

senbilder derjenigen aus, die sie verbreiten, als über den 

demographischen Wandel selbst. 

c) Geringe Phantasie, alterung als chance zu begreifen
Blickt man schließlich auf die Vorschläge zur reform der 

sozialen sicherungssysteme, vor allem der altersvorsorge, 

so hört man in der regel aus dem munde der methusa-

lem-Hysteriker nur die mahnung, private Vorsorge zu be-

treiben. Dass diese im übrigen auch zu erwirtschaften ist, 

auf oft keineswegs risikolosen Verfahren aufruht – man 

denke nur an die ja noch immer andauernde Wirtschafts- 

und Finanzkrise – und dass über die Fokussierung auf die 

private Vorsorge hinaus noch andere wirtschafts- und 

bildungspolitische maßnahmen greifen müssen, um eine 

Alternative Berechnung – 
keine dramatische Entwicklung

Quelle: Statistisches Bundesamt, 
12. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung

Variante: Obergrenze der „mittleren“ Bevölkerung, 
Geburtenhäufigkeit: annähernd konstant, 
Lebenserwartung: Basisannahme, Wanderungssaldo 200 000

Alternative Berechnung des Alten- und Unterstützungsquotienten

  

Jahre

2000
2008
2050

Altersspanne 
der Erwerbstätigen

 20-60
 20-60
 20-67

Unterstützungs-
quotient 3

 80,9 (Birg)
 80,5 (destatis.de)
 81,2 (destatis.de)

ändert man die Prämissen der Vorhersagen, zeigt sich keine stark
steigende „unterstützungslast“ für Junge.
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nachhaltige sicherung der sozialsysteme in angriff zu 

nehmen, wird in der regel verschwiegen. überall dort 

jedoch, wo auf dramatisierende rhetorik verzichtet wird, 

kommen selbst aus politisch unterschiedlichen Lagern 

recht ähnliche reformvorschläge, die jenseits einer Fo-

kussierung auf die alterssicherungsmodalitäten eine um-

fassendere umstellung auf die alternde Gesellschaft in 

den Blick zu nehmen anmahnen, um gleich einzuräumen, 

dass diese Änderungen nicht nur nötig, sondern auch 

möglich sind und in diesen transformationen sowohl ri-

siken als auch Chancen liegen. 

als erstes wird in der regel darauf hingewiesen, dass 

nur eine im Globalisierungswettbewerb konkurrenzfähi-

ge Wirtschaft die deutschen sozialen sicherungssysteme, 

seien diese mehr durch umlage oder durch kapitalde-

ckung finanziert, nachhaltig stabilisieren kann. Von Pro-

duktivitätssteigerungen von mindestens 1,5 Prozent ist 

dabei die rede. insofern die alternde Gesellschaft, trotz 

des derzeitig hohen sockels von arbeitslosen, mittelfristig 

wieder von arbeits-, vor allem Facharbeitskräftemangel 

heimgesucht sein wird, muss die sozialversicherungs-

pflichtige, und man mag ergänzen, -fähige erwerbsar-

beitsphase ausgedehnt werden. um mehr erwerbstätige 

zu akquirieren, bieten sich über die zielgerichtete steige-

rung der migrationsrate hinaus als weitere maßnahmen 

die kürzungen der ausbildungszeiten und die Verlän-

gerung und Flexibilisierung der aktiven arbeitsphase an. 

Letzteres erfordert, wenn diese maßnahmen nicht nur 

sach-, sondern auch menschengerecht von statten gehen 

sollen, ein lebenslanges Lernen und umlernen. 

auch die Frauenerwerbsquote kann und muss – nicht 

nur aus arbeitsmarktpolitischen, sondern auch aus Grün-

den der Geschlechtergerechtigkeit – erhöht werden. 

Dazu, auch das sagen alle seriösen untersuchungen, 

muss die Vereinbarkeit von arbeit und Familie durch um-

fassende anstrengungen der Wertvermittlung, adäquate 

Betreuungseinrichtungen und fiskalische anreizmodelle 

erheblich verbessert werden. schließlich ist das Verhältnis 

der Generationen so neu mit Leben zu füllen, dass die 

unterschiedlichen Bedürfnisse, aber auch der reichtum, 

den jede Generation für die andere bieten kann, inner- 

und außerfamiliär, in mikro-, meso- und makrosozialen 

Zusammenhängen, ergänzt um die aufmerksamkeit für 

die unterschiedlichen schichten, ethnien und Geschlech-

ter, berücksichtigt werden. alter in seinen unterschiedli-

chen Phasen, von der Phase des aktiven, die Gesellschaft 

bereichernden senioren bis hin zum hoch betagten Pfle-

gefall, kann und soll dann als integraler Bestandteil einer 

kultur der diversifizierten Lebensformen geschätzt wer-

den. Dazu zählt ausdrücklich auch, dass die letzte Phase 

des Lebens, in der mehr gelassen als getan werden kann, 

als solche gelebt werden darf und nicht unter ökonomi-

schen rechtfertigungsdruck gerät. 

sozialethik muss sich in den  
öffentlichen Diskurs einbringen
Wenn die theologische sozialethik mit der rezeption 

konkurrierender Deutungen und Gestaltungsoptionen 

des demographischen Wandels den ersten schritt der 

Distanznahme und Warnung vor alarmistischer Protest-

kommunikation in angriff genommen hat, so geht es vor 

allem um das ersuchen, sich kriterienberatend in die Ge-

staltung des öffentlichen Vernunftgebrauchs konstruktiv 

und kritisch einzubringen. Das gelingt aber nur, wenn sie 

intrinsische Vergewisserung ihrer maßgeblichen interpre-

tationsmuster mit der Bereitschaft kombiniert, diese auch 

in solche sprachformen zu gießen, die außerhalb der 

kultursprachlichen Praxis des Christentums zumindest 

als nachdenkenswert erachtet werden können. Dies soll 

mittels eines kurzen rückgriffs auf den intensiven kultur-

theoretischen Gabe-Diskurs geschehen, weil das spezifi-

kum christlichen Gemeinschaftslebens, wie es auch das 

Generationenverhältnis prägen sollte, sich mit der Gabe-

Figur besonders adäquat außertheologisch reformulieren 

lassen kann. 

Aufgabenfelder theologischer Ethik

Quelle: Dabrock

  

Distanzierender
Blick

Anknüpfung 
an den öffentlichen 
Vernunftgebrauch

Suche
nach Kriterien Blic

Anknüpf ng

Kriterien

Theologische
Ethik

Theologische ethik sollte sich kritisch und kriterienberatend 
in die öffentlichen Debatte einbringen.
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anschließend und diesen Beitrag abschließend wird 

zu fragen sein, wie sich vor dem Hintergrund dieser er-

wägungen auf der ebene des öffentlichen Vernunftge-

brauchs die konzeption des Generationenverhältnisses 

auf das Verständnis von ‚Gerechtigkeit’ und ‚solidarität’ 

auswirkt. 

Die mögliche unmöglichkeit  
wechselseitiger Gabe
ausgehend von den ethnologischen studien des fran-

zösischen soziologen marcel mauss, gewonnen an in-

digenen Völkern Polynesiens, hat sich die einsicht Bahn 

gebrochen, dass das Geben von Gaben nicht nur einen 

beiläufigen Vorgang darstellt, sondern häufig identi-

tätskonstituierende Funktionen aufweist. Gerade in re-

ligiösen Praktiken, aber nicht nur in ihnen, dienen Ge-

ben, empfangen und erwidern von Gaben als soziale 

Praktiken dem Zwecke, reziprozität, Gemeinschaft und 

Friedenszustände herzustellen. Dieses oft ritualisierte 

Handlungsdispositiv hat rückwirkungen auf die eigene 

identität wie die der anderen Beteiligten wie der sozialen 

institutionen im Ganzen. in dem Zeremoniell der Gabe 

stiften menschen ein Gegenmodell zu der Vorstellung, 

Gemeinschaft allein aus der tauschlogik der Ökonomie 

zu begreifen. Der überschuss-Charakter gehört somit 

konstitutiv zum Gabe-Geschehen. 

Gerade weil und insofern solche Handlungen iden-

titäts- und gemeinschaftskonstituierend wirken sollen, 

sind sie unter der conditio humana aber auch störanfäl-

lig: man gibt nicht hinreichend, man bedankt sich nicht 

angemessen, der andere erwartet bessere Gaben oder 

intensiveren Dank, die atmosphäre, der ‚spirit’ des Gabe-

geschehens war ungünstig oder machtinteressen spielen 

sich in das Geschehen ein, etc. in dem Deutungsstreit 

zur Gabe waren und sind die antworten auf die Fragen 

umstritten, ob sich Freiwilligkeit und Verpflichtung im 

Gabegeschehen trennen lassen können oder überhaupt 

sollen, ob sich ein reines schenken vom ökonomischen 

tauschgeschäft unterscheiden lässt oder ob sich legiti-

merweise, und wenn wie, spuren des einen im anderen 

finden lassen oder nicht.

in den kontroversen und hoch komplexen Debat-

ten um diese Fragen ist man sich nur darin einig, wie 

grundlegend das Geben von Gaben für die Bildung von 

Gemeinschaft ist. Prägend geworden ist dabei die these 

Jacques Derridas – und sie ernüchtert zunächst die theo-

logisch begründete these von der Dienstgemeinschaft 

als Gabe –, dass die Gabe eine unmögliche möglichkeit 

darstellt. er begründet diese auffassung damit, dass 

eine Gabe nur dann diesen namen verdiene, wenn sie 

ohne Gegengabe oder schuld oder reziprozität gegeben 

werden könne. insofern aber schon das annehmen eine 

Form der Gegengabe darstelle, tue sich eine unvermeidli-

che aporie im Gabegeschehen auf. entweder muss man 

sie vergessen – dann weiß man ja nichts von ihr – oder 

man verwirkt ihren genuinen Charakter der selbstlosig-

keit. im besten Fall kann man mit Derrida von der Gabe 

als einer eschatologischen möglichkeit sprechen.

Der überschuss der Gabe 
im Vergleich zum Tausch
Will man innermenschlich nicht bei der aporie stehen 

bleiben oder den Hinweis auf die eschatologie als Ver-

tröstung deuten, dann bietet sich die Deutung an, sich 

der Gebrechlichkeit des Phänomens der Gabe gewahr 

zu bleiben. Zu diesem Zwecke erinnern emmanuel Le-

vinas und Bernhard Waldenfels daran, dass im ereignis 

der Gabe die Position des Gebers und nehmers unver-

tauschbar sind. D.h.: kommt es zu einer Gegengabe, 

so wird aus dem empfänger ein Geber und ein neues 

antwortgeschehen, das risikoreich ist, weil es wiederum 

angenommen oder abgelehnt werden kann, tut sich auf. 

Wer diese Wechsel im Blick hat, sieht auch: in jedem Ge-

ben steckt ein empfangen und jedes empfangen stellt ein 

Geben dar, dies jeweils unvertretbar. so bricht sich ein 

überschuss der Gabe gegenüber marktförmigem tausch 

Bahn, der auf Berechnung und purer reziprozität aufruht. 

allein auf diesen überschuss kommt es an, denn – darin 

stimmt vor allem Waldenfels mit Derrida überein – eine 

reine, ganz uneigennützige Gabe gibt es nicht.

Wenn Paul ricoeur schließlich die Gabe vor allem von 

der Dankbarkeit des empfangens her deutet, sieht er mit 

Derrida die aporien, mit Waldenfels aber auch die Vermi-

schung zwischen nichtmarktförmiger Gabe und markt-

förmigem tausch wie auch den überschuss der Gabe, 

wenn man sich das risikoreiche des je eigentümlichen 

Gebens und nehmens bewusst vor augen führt. eine 

außerordentliche Dankbarkeit des empfangens tut sich 

dann auf, wenn das empfangen die Großzügigkeit der 

ersten Gabe achten kann, ohne sich gleich in die Pflicht 
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Solidarität zwischen den Generationen 
als Gabe aus Dankbarkeit

Quelle: Dabrock

  

Erwidern Geben

doppelt 
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d lt

Anspruch

Gabe

DankbarkeitSolidarität

exakter Gegengabe drängen zu lassen. auf diese Wei-

se kann man sensibel bleiben für die riskobehaftetheit 

des ganzen Geschehens: „Die Dankbarkeit macht die 

Last der Verpflichtung zur Gegengabe leichter und orien-

tiert diese auf eine Großherzigkeit, die derjenigen gleicht, 

die zur ersten Gabe geführt hat.“ Dass sich Dankbarkeit 

nach ricœur zwischen „Großherzigkeit und Verpflich-

tung“ ereignet, kann nicht gezwungen werden. Darauf 

legt ricœur in nüchternem eingeständnis der bleibenden 

Wirklichkeit des kampfes um anerkennung zwischen 

subjekten großen Wert. 

aber darin, dass solche erfahrungen, und seien sie 

die ausnahme, überhaupt gemacht werden, sieht ricœur 

bereits den Hinweis dafür, dass weder einer reinen an-

thropologie, die menschliches Zusammenleben nur vom 

konflikt her deutet, das Feld überlassen werden muss,  

noch dass man sich allein auf die romantische utopie 

von Friedenszuständen konzentrieren solle. ihrer reinen 

ereignishaftigkeit gegenüber kann das ‚gute’, durch 

Dankbarkeit geprägte empfangen auch in ordnungen 

des tausches eingebracht werden, wenn sich die betei-

ligten Personen für sich selbst und in ihrem miteinander 

nicht nur von den jeweilig leitenden kalkülen bestimmen 

zu lassen.

Konsequenzen des Gabe-Diskurses für  
die Deutung des Generationenverhältnisses 
Betrachtet man nun nochmals das Verhältnis der Genera-

tionen zueinander, dann bietet vor allem die ricœur’sche 

Deutung des Gabegeschehens Gründe, kriterien und 

motive, das Verhältnis der Generationen nicht nur und 

auch nicht primär nach dem do-ut-des-schema zu in-

terpretieren. Das bedeutet wiederum nicht, um einem 

möglichen einwand von vornherein zu begegnen, dass 

Fragen der reziprozität und der Gleichbehandlung in 

der Bewertung des Generationenverhältnisses ausge-

klammert werden dürften und sollten. selbstverständlich 

dürfen solche kalkulatorischen Fragen gestellt und ant-

worten in dieser Logik gegeben werden. reduziert man 

jedoch die Debatte zum Generationenverhältnis auf den 

ausgleich von ungerechtigkeiten, ja, räumt man diesen 

sorgen schon den prädominanten Platz in der öffentli-

chen Diskussion ein, dann steht man in der Gefahr, sich 

der Chance zu berauben, das Generationenverhältnis als 

Gabe und Geschenk für jede Generation zu begreifen.

in der Deutung des Generationenverhältnisses als 

Gabe gibt es Geben, empfangen und erwidern. Durch 

ordentliche, formalisierte oder kalkulatorische reziprozi-

tät des ausgleichs der Generationen hindurch webt sich 

zum einen eine responsive asymmetrie, in der jede Ge-

neration unvertretbar auf den appell der anderen ant-

wortet. natürlich denkt man hier vordringlich an die je 

spezifischen sorgen und nöte, die in jeder Lebensphase 

(nach Zeit-, sach- und sozialdimension) sehr unterschied-

lich sind und spezifische Bedürfnisse, aber auch Verletz-

lichkeiten hervorrufen und oftmals der Fürsorge und un-

terstützung der anderen Generation bedürfen. 

Durch solche appelle an die materielle, ideelle und 

zeitliche Fürsorge der anderen Generationen hindurch 

drückt sich aber möglicherweise eine viel tiefer gela-

gerte Bindung zwischen Familienmitgliedern, zwischen 

mitgliedern partikularer Gemeinschaften, vielleicht auch 

bis zu einem gewissen Grade gesellschaftlicher Gruppen 

aus. um gegen das Derrida’sche Verständnis der Gabe 

als einer unmöglichen möglichkeit die mögliche unmög-

lichkeit in den Blick zu bekommen, ist aber auch darauf 

zu achten, an welcher stelle jede Generation der ande-

ren ein je unvertretbares Geschenk macht, das man sich 

Das Verhältnis der Generationen geht über das simple schema 
des Gebens und nehmens hinaus.
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selbst nicht geben kann: eltern schenken kindern ihr Da-

sein, ihre erziehung, ihre Gemeinschaft; kinder beschen-

ken eltern, indem sie diese qua ihres Daseins überhaupt 

von (ehe-)Partnern zu eltern machen, sie in der routine 

des normalen erwachsenenlebens beständig produktiv 

stören und sie für kindliche neugierde zu begeistern su-

chen; eltern danken kindern durch ihre elternliebe, kin-

der danken eltern durch ihre kinderliebe und dadurch, 

dass sie (möglicherweise) ihren eltern das Geschenk des 

Großelternsein-Dürfens machen, wenn sie selbst eltern 

werden mögen. 

nun ist ja völlig unbestritten, dass diese idealtypisch 

gezeichneten relationen aus unterschiedlichsten Grün-

den radikal, d.h. wurzelhaft, gebrochen sind. Doch da-

rauf kommt es an dieser stelle nicht an. Der Fokus liegt 

auf der unvertretbarkeit von Geben, empfangen und 

erwidern, jeweils als appell, als antwort auf einen ap-

pell und vor allem als Dankbarkeit verstanden, die sich 

aus einem bestimmten, nicht austauschbaren status der 

Generationen ergeben. Dennoch zeigen empirische stu-

dien, – entgegen allem kulturpessimistischen Geraune 

– wie stark tatsächlich solche innerfamiliären Bindungen 

und als gewollt empfundene wechselseitige und doppelt 

asymmetrischen Verpflichtungsrelationen sind. sie halten 

in der regel – auch und gerade durch konflikte hindurch 

– ein Leben lang. 

Diese einstellung bewährt sich nicht nur in Phasen 

von not und abhängigkeit, sondern auch dann, wenn 

die kinder selbst erwachsen und finanziell unabhängig 

sind, so dass solche Zuwendungen (die eben von reichen 

eltern höher ausfallen) indirekt soziale Gegensätze ver-

stärken. trotz dieses nebeneffektes bestätigen die em-

pirischen studien zum familialen Generationenverhält-

nis die sozial-phänomenologischen reflexionen: reine 

Berechnung prägt das familiale Generationenverhältnis 

nicht primär, vielmehr besteht eine Bindung durch und 

über sie hinaus. Gleichzeitig lässt sich empirisch aber 

auch nicht bestreiten, dass diese solidaritätseffekte nicht 

überfamilial gelten, woraus man andererseits nicht dem 

Fehlschluss ‚von der Faktizität zur Geltung’ unterliegen 

und diesen Zustand für wünschenswert erachten darf.

auf der suche nach einer transpartikularen refor-

mulierung eines wechselseitigen appells und Dankes 

zwischen den Generationen, die die Gestaltung des ge-

sellschaftlichen Generationenverhältnisses produktiv ir-

ritieren kann, scheint sich angesichts der angedeuteten 

applikationsmöglichkeiten Dankbarkeit im ricoeur‘schen 

sinne als heuristische kategorie massiv aufzudrängen. 

‚Generationengerechtigkeit‘  
als ‚Generationensolidarität‘
Von dem bis hierhin erreichten Problematisierungsstand 

lassen sich abschließend drei Gründe anführen, um das 

systematische Verhältnis der eingeführten normativen 

Begrifflichkeiten ‚Generationengerechtigkeit‘ und / oder 

‚Generationensolidarität‘ in ihrer orientierungsfunktion 

für die Gestaltung des Generationenverhältnisses zu the-

matisieren und dabei auf die Prädominanz der ‚Generati-

onensolidarität‘ zu setzen. 

1. Zunächst drängt sich angesichts der struktur der 

ricoeur’schen Gabe-Deutung die besondere Beachtung 

von solidarität zwischen den Generationen auf. Da-

bei ist der solidaritätsbegriff immer in der Gefahr, einer 

‚schlechten ambiguität’ eines diffusen ‚sowohl als auch‘ 

zu verfallen. es ist die spezifität des ricoeur’schen Ga-

beverständnisses mit seiner Pointe bei der Dankbarkeit, 

die nicht bloß als gleichrangige erwiderung der ersten 

Gabe gesehen wird, sondern ihr ein eigenrecht lässt und 

so den asymmetrischen anspruch des anderen wachhält, 

die dieses Verständnis von solidarität als ein systematisch 

Drittes zwischen Gerechtigkeit und Liebe produktiv und 

nicht nur berechnend erschließt. eine so erschlossene 

solidarität ist und bleibt zwar einerseits geprägt durch 

die risikobehaftetheit von agape, verzichtet andererseits 

nicht auf die ordnungsdimensionen der Gerechtigkeit, 

zielt wie die erste auf sozialanthropologisch nicht zu 

leugnende, ja sinnvolle partikulare Gemeinschaftskonsti-

tutionen, öffnet diese aber durch die nicht einfach sym-

metrische, sondern doppelt asymmetrische reziprozität, 

fordert aber wie letztere Verpflichtungsregeln, die jedoch 

die spur des außerordentlichen des initialen anspruchs 

des Gebers, der Gabe und des empfangens wach halten 

können. 

Durch die möglichkeit des überschusses der Dank-

barkeit, die erste Gabe empfangen zu haben, eröffnet 

sich die Chance, menschliche relationen und Bindungen 

nicht nur von ausgleichs- oder nutzenkalkülen her zu 

betrachten, sondern schlechterdings von der möglichkeit 

des guten Lebens und seinen Glückserfahrungen her, die 

solche Bindungen als Wohltat erleben und preisen. in 

den anonymeren, abstrakten und eher machtgesteuer-
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ten mustern meso- und vor allem makrosozialer art kann 

sich solidarität dort aufbauen, wo sich durch diese (le-

gitimerweise) kalkulatorischen ordnungen hindurch die 

Bedeutung des außerordentlichen der Dankbarkeit der 

Gabe des oder der anderen an einen selbst und auch 

ihr im Letzten unaufhebbarer anspruch an mich wach 

gehalten wird. 

2. Damit wäre auch ein Beitrag geleistet, die distink-

tiv bisher völlig unzureichende Verwendung der Begriffe 

‚Generationengerechtigkeit‘ und ‚Generationensolidarität‘ 

systematisch gehaltvoll zu kritisieren und der Diffusität 

gegenüber ein klares, kriteriengeleitetes Geltungsgefälle 

zu präsentieren, wann eher von ‚Generationengerechtig-

keit‘ und wann von ‚Generationensolidarität‘ gesprochen 

werden sollte. Dabei soll für eine begründete unterschei-

dung zwischen den beiden termini plädiert werden, eben 

weil die erwähnten Dankbarkeitsgründe erstens nicht 

(primär) auf das kalkulatorische der Gerechtigkeit set-

zen wollen, weil sie zweitens realistischer- und authen-

tischerweise auch mit der methodischen Prekarität und 

sachlichen nichterzwingbarkeit der Dankbarkeit rechnen 

und genau daraus aber drittens die motivationale kraft 

der solidarität generiert sehen. solidarität, gerade von 

der Dankbarkeit des unvertretbar empfangenen her ver-

standen, eignet aufgrund der Generosität der mit Dank 

empfangenen Gabe, eine eigentümlichkeit, die nicht in 

der in anderen kontexten völlig legitimen Berechnungs-

logik der Gerechtigkeit aufgeht, die die gerechtfertigte 

und gleichmäßige Berücksichtigung des jedem jeweils 

angemessenen meint. umgekehrt gibt es Gerechtigkeits-

forderungen, die so basal sind, dass sie auch außerhalb 

einer partikularen Bindung normative kraft entfalten und 

verpflichtende Befolgung für sich in anspruch nehmen 

können. 

Das maß der sozialen Gerechtigkeit, als weit akzep-

tiertes schlüsselkriterium solcher anspruchsrechte, wäre 

also über die Befähigung zur teilnahmemöglichkeit an 

sozialer kommunikation zu bestimmen. Weil bei der sozi-

alen Gerechtigkeit Gleichheit, im sinne einer realistischen 

Chancengleichheit, nicht abstrakt zu berücksichtigen ist, 

sondern zunächst Willkürfreiheit, unparteilichkeit und 

real mögliche erzielung dieses freiheitsfunktionalen suf-

fizienzlevels meint, ergibt sich notwendigerweise, dass 

zur erreichung dieser Chancengleichheit die jeweiligen 

alters-, geschlechts- und schichtenspezifischen Beson-

derheiten zu berücksichtigen und abzubauen sind, die 

diesem Ziel entgegenstehen. insofern kommt dem alter, 

als es ohne Zweifel einen exklusionsverstärkungs- und 

inklusionshinderungsfaktor darstellen kann, eine gerech-

tigkeitstheoretische Bedeutung zu. in einer Gesellschaft, 

die ältere menschen aus niederen Beweggründen über-

proportional vom arbeitsmarkt exkludiert oder die keine 

altersadäquaten barrierefreien sozialen räume schafft, 

werden ältere menschen sozial ungerecht behandelt. 

Fähigkeit zur Teilhabe 
am gesellschaftlichen leben
kriterium für die Qualifizierung einer situation oder einer 

politischen entscheidung oder einer gesellschaftlichen 

Formation als generationengerecht bleibt das erwähnte 

maß der inklusionsbefähigung zur teilhabe am gesell-

schaftlichen Leben. sofern nicht gezeigt werden kann, 

dass die Zugehörigkeit zu einer bestimmten alterskohor-

te schon per se zu einer solchen inklusionsgefährdung 

führt, muss der Begriff der ‚Generationengerechtigkeit‘ 

mit großer Vorsicht verwendet werden. Präzise formuliert 

geht es nicht darum, unter dem stichwort der ‚Genera-

tionengerechtigkeit‘ einen Beitrag für die Festlegung des 

freiheitsfunktionalen suffizienzlevels der gesellschaftli-

chen inklusionsgewährung zu leisten, sondern gravieren-

de ungerechtigkeit zwischen solchen kohorten im dia-

chronen Verlauf der Weitergabe des Lebens aufzudecken 

oder zu verhindern. 

in jedem Fall trägt man erhebliche Beweislast, wenn 

man konsequenzen des demographischen Wandels als 

ein Problem der Generationengerechtigkeit charakteri-

sieren will, insofern man zeigen muss, dass der jeweilige 

soziale und politische konflikt primär einer zwischen al-

terskohorten und nicht anderen sozialen Gruppen ist und 

die basale ebene der inklusion in die Gesellschaft tan-

giert. Gerade weil sich der Begriff der Generationenge-

rechtigkeit als sachlich und methodisch so problematisch 

erweist, kommt dem Begriff der ‚Generationensolidarität‘ 

die aufgabe zu, die führende konzeptionelle orientie-

rungsfunktion in der Gestaltung des Generationenver-

hältnisses zu übernehmen. Dass er diese nicht allein aus 

dem umstand der erwähnten insuffizienzen des Gene-

rationengerechtigkeitsbegriffs gewinnt, sondern genuin 

aus ihm selbst zu tragen in der Lage ist, das konnte die 

neuerschließung eines qualifizierten solidaritätsbegriffs 

im anschluss an den Gabe-Diskurs zeigen. 
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Von dieser semantik her macht der Begriff der ‚Ge-

nerationensolidarität‘ überaus deutlich, dass sich das 

Verhältnis der Generationen mit sachlich und sozial an-

gemessenerem und nachhaltigerem erfolg gestalten lässt 

als auf den Gerechtigkeitsbegriff zu setzen. klagt doch 

der solidaritätsbegriff, wie er hier skizziert wurde, nicht 

nur wie der Gerechtigkeitsbegriff die basalen Bedingun-

gen individueller Lebensführung in sozialen kontexten 

ein, sondern bewirbt die Chancen des miteinanders zwi-

schen den Generationen, die nur, aber dann eben doch 

gerade durch aktiven einsatz für dieses Beziehungsge-

flecht, ergriffen werden können. 

Wie man Vorurteilen über den 
demographischen Wandel begegnet
3. so könnte aber auch (quasi apologetisch) gezeigt wer-

den, dass und wann solidarität keinen Gerechtigkeit un-

terminierenden effekt besitzen muss. sehr wohl würde 

aber auch nicht für gerecht ausgegeben, was begrün-

dungs- und anwendungstheoretisch mit der münze der 

solidarität bezahlt werden müsste. Falsche Zahlungen an 

falsche stellen führen in der regel nicht nur zu finanzi-

ellen, sondern auch sozialen und zeitlichen kosten. Hier 

an bestimmten stellen an die Fragilität von bestimmten 

Verpflichtungsrelationen zu erinnern, erscheint authen-

tischer, was wiederum zu höherer akzeptanz, in diesem 

Fall: im umgang der Generationen miteinander, führen 

könnte. 

in dem hiesigen kontext ist vor allem daran zu er-

innern, dass die Bemühungen, das Verhältnis der Ge-

nerationen primär über den neu qualifizierten solidari-

tätsbegriff zu erschließen, nicht dazu führen dürfen, das 

notwendige niveau sozialer Gerechtigkeit, also die inklu-

sionsbeförderung, zu missachten und sie speziell auf al-

tersspezifische Fragen zu beziehen. Gesellschaftliche Ge-

staltungsoptionen, die sich für die solidarität zwischen 

den Generationen stark machen und sie zu befördern su-

chen, müssen also nachweisen können, dass sie die zuvor 

skizzierten Bedenken ausräumen können, sie kaschierten 

mit dem Hinweis auf einen konflikt zwischen altersgrup-

pen nur noch andere, viel tiefer liegende Verwerfungen, 

bspw. zwischen den oberen und unteren schichten, und 

verhinderten so einen sozialen transfer zwischen diesen 

kohorten. ‚Generationensolidarität‘ muss also das Level 

sozialer Gerechtigkeit, differenziert nach einzelnen inklu-

sionsverhinderungen, zu denen auch das alter zählen 

mag, einschließen. 

Wo der hier entwickelte Generationensolidaritäts-

begriff, der die kriterien sozialer Gerechtigkeit erfüllen 

muss, der aber in motivationaler Hinsicht, nämlich der 

Bindung an partikulare Gemeinschaftsformen, in seinen 

Wegen, nämlich der Beachtung doppelt asymmetrischer 

Dankbarkeit, und in seinen Zielen, nämlich der Förderung 

kommunikativer Freiheit in und zwischen den Generatio-

nen, hinausreicht, beachtet wird, da eröffnet sich ein Dif-

ferenzierungspotential, standardisierten Vorurteilen über 

den demographischen Wandel nicht einfach zu erlie-

gen. Gleichzeitig kann angesichts der nicht zu leugnen-

den entwicklung und gesellschaftlichen sorgen darüber 

proaktiv, im sinne einer realistischen Vision, die Chance 

ergriffen werden, ein soziales Verhältnis – nämlich das 

zwischen alt und Jung – neu in den Blick zu nehmen, das 

enormes Potential gelingenden Lebens bietet.

Literatur beim Verfasser
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D as Thema verlangt einige Vorklärungen. 

Alter ist weder mit Krankheit noch mit Be-

hinderung oder Krankheit gleichzusetzen, 

auch wenn sie für viele Menschen zentrale Erfahrun-

gen sind. Leben im Alter ist mehr. „Es ist nicht zuletzt 

gezielter Prävention und Gesundheitsförderung zu 

verdanken, dass die Menschen im Durchschnitt viel 

älter werden und viel länger gesund bleiben“ (Ge-

wonnene Jahre, Altern in Deutschland, Bd. 9). Als 

Faktoren, die ein gesundes Altern fördern, sind zu 

nennen:  

l Prävention als gesellschaftliche und 

 individuelle Aufgabe,  

l der Ausbau der Strukturen für eine 

 starke Altersmedizin,  

l die Stärkung abgestufter Versorgungsstrukturen, 

l Bildung und 

l die Orientierung an ethischen Maßstäben

 (Leben und Sterben in Würde, Selbstbestimmung  

 und Förderung von Selbstständigkeit, Achtsamkeit  

 für die verwundbare Phase des Lebens).  

Wer nach der Verantwortung gegenüber Anforderun-

gen und Erwartungen fragt, muss Rahmenbedingun-

gen beschreiben für Ressourcen und Steuerung.

Wer ist gemeint, wenn gefragt wird,  
ob wir anforderungen gerecht werden?
sind es die Verantwortlichen für strukturen der Leistun-

gen oder Hilfen, die ressourcen bereitstellen wie Bund, 

Länder, kommunen oder Leistungsträger und Leistungs-

erbringer, sind es die akteure wie Ärzte und kranken-

häuser, stationäre Pflegeeinrichtungen oder ambulante 

Dienste, ausbildungsinstitutionen oder gar die Bürger 

selbst?

Was ist konkret gemeint, wenn wir bei begrenzten  
ressourcen von „gerecht werden“ sprechen?
in der Begleitdiskussion zur arbeit des Beirats zur über-

arbeitung des Pflegebedürftigkeitsbegriffs haben Pfle-

geverbände und -unternehmen immer wieder mit dem 

Hinweis auf die entwertung der Leistungen der Pflege-

versicherung darauf hingewiesen, es sei nötig „mehr 

Geld ins system“ zu geben, aber selbst keine höheren 

Beiträge gefordert, ebenso klar wie die neue allianz von 

sozialhilfe und selbstzahlern.

auch arbeitgeber und Gewerkschaften sahen keine 

spielräume für höhere sozialbeiträge. Dagegen wird in 

der koalitionsvereinbarung der Bundesregierung vom 

24.10.2009 knapp festgestellt, dass die umlagefinanzie-

rung nicht länger ausreichend und eine Dynamisierung 

von Leistungen nur bei höherer eigenbeteiligung möglich 

sei. Bedeutet „gerecht werden“ höhere Belastungen für 

den einzelnen um der politischen anforderung, kosten-

neutralität zu wahren, nachzukommen? und dies bei er-

kennbar steigenden ausgaben in der Pflegeversicherung, 

der eingliederungshilfe für menschen mit Behinderungen 

Versorgungskonzepte für  
eine alternde Gesellschaft
alt, krank, pflegebedürftig – 
werden wir den anforderungen gerecht?
Dr. H.c. JürGen GoHDe
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aufgrund von Fallzahlsteigerungen, der Hilfe zur Pflege, 

der altersgrundsicherung oder des steuerzuschusses in 

der gesetzlichen krankenversicherung?

Wer übernimmt die Verantwortung  
für den sozialen ausgleich und die infrastruktur vor ort? 
Verlangt die entwicklung einer älter werdenden Bevöl-

kerung eine stärkere Privatisierung der risiken der Pflege 

oder mehr solidarität?

nicht zuletzt die drängende Frage der Vergütung 

nach dem ende der kostendeckung angesichts der deut-

lich sichtbaren personalwirtschaftlichen entwicklung: 

Wie sieht eine gerechte Vergütung der Pflegenden aus? 

ohne klare mindestlohnregelungen wird die Politik je-

denfalls ihrer Verantwortung nicht gerecht. Jeder weiß, 

dass sich die Pflegeversicherung zu einem erstrangigen 

Jobmotor entwickelt hat, der aber nur dann nicht in 

stottern kommen wird, wenn die Begleitumstände auch 

künftig stimmen: ausbildung von professionellen kräf-

ten und einbeziehung der Zivilgesellschaft, überwindung 

eines negativen images des Berufs in der Öffentlichkeit 

durch eine akzeptierte anerkennungskultur, eine Ge-

sundheitsfördernde Führungskultur in den unternehmen. 

Die tendenz, Haushaltshilfen aus mittel- und osteuropa 

in Familien anzustellen, oft in prekärer Beschäftigung, 

zeigt, wie stark der Wunsch nach individueller unterstüt-

zung ist und verweist auf schwachstellen der gegenwär-

tigen Leistungserbringung.

Zusammenfassend lässt sich sagen: die rahmenbe-

dingungen werden entscheidend mitbestimmt durch den 

Wunsch älterer menschen, in der eigenen Häuslichkeit 

nach möglichkeit auch bei Pflegebedürftigkeit in selb-

ständigkeit und teilhabe zu bleiben.

Dieser Wunsch hat zur Folge, dass bei einer Vielfalt 

des alterns auch mit einer Vielfalt der Pflege zu rechnen 

ist. Dem scheint zu widersprechen die angst pflegebe-

dürftig zu werden und die zunehmende Zahl von men-

schen mit Beeinträchtigungen ihrer alltagskompetenz 

zum Beispiel aufgrund einer steigenden Zahl demen-

zieller erkrankungen. Weitere zentrale Faktoren sind die 

personalwirtschaftlichen Prognosen und der Bedarf an 

Pflegekräften sowie die wirtschafts- und arbeitsmarktpo-

litischen rahmenbedingungen.

Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff
Die Zeit für einen neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und 

eine nachhaltige sicherung des Pflegerisikos ist reif. Der 

geltende Pflegebedürftigkeitsbegriff des sozialgesetz-

buch Xi wird pflegewissenschaftlichen erkenntnissen 

nicht gerecht. seine eingeschränkte Beurteilungsgrund-

lage nach Paragraf 14 abs. 4. sGB Xi bezieht sich vorwie-

gend auf den Hilfebedarf bei alltagsverrichtungen und 

berücksichtigt vor allem menschen mit kognitiven und 

psychischen Beeinträchtigungen nicht ausreichend.

Der Faktor Zeit als Bemessungsgröße für das ausmaß 

der im einzelfall benötigten Hilfen ist nicht sach- und 

persongerecht. Zukunftsfähig ist ein Pflegebedürftig-

keitsbegriff, der die wesentlichen körperlichen und geis-

tigen bzw. psychischen einschränkungen und störungen 

umfasst, sowie ein akzeptiertes Bewertungssystem, das 

Lebens- und Bedarfslagen hilfe- und pflegebedürftiger 

menschen differenziert und flexibel erfasst. 
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Der „Beirat zur überarbeitung des Pflegebedürftig-

keitsbegriffs“ hat im Januar 2009 dem Bundesgesund-

heitsministerium Vorschläge für einen neuen Begriff und 

für ein neues Begutachtungsinstrument (nBa) vorgelegt, 

das vom institut für Pflegewissenschaft der universität 

Bielefeld und dem mDk Westfalen-Lippe erarbeitet wur-

de.

„Pflegebedürftigkeit ist die Beeinträchtigung der selb-

ständigkeit eines menschen. menschen mit Pflegebedarf 

sind angewiesen auf personelle Hilfe (pflegerische Hilfe) 

aufgrund eines mangels eigener personaler ressourcen. 

Der maßstab zur einschätzung von Pflegebedürftigkeit 

ist nicht die erforderliche Pflegezeit, sondern der Grad 

der selbständigkeit bei der Durchführung von aktivitäten 

und der Gestaltung von Lebensbereichen.“ (iPW studie 

2007).

Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff stellt einen Pa-

radigmenwechsel dar, der in der Praxis zu ressourcenori-

entiertem Handeln und teilhabe führen wird. Das neue 

Verfahren eröffnet neue Wege für die qualitative Wei-

terentwicklung der pflegerischen Versorgung, für die 

individuelle Pflege- und Versorgungsplanung sowie für 

eine umfassende Pflegeberatung im sinne des Paragraf 

7a sGB Xi und ein funktionierendes Care- und Casema-

nagement. Die einschätzung des Bedarfs an medizini-

scher rehabilitation erfolgt systematischer als heute. Die 

Vorschläge des Beirats bieten eine Fülle von ansatzpunk-

ten für eine Verbesserung der Pflege, die selbständigkeit 

fördert, abhängigkeiten mindert und umgebende struk-

turen wie beispielsweise pflegende angehörige stärkt 

und andere Formen von Leistungen möglich macht.

im mai 2009 hat der Beirat eine studie vorgelegt, 

die die eignung der erarbeiteten instrumente wie umset-

zungsrelevante Probleme der Finanzierung zeigt. Fragen 

der Bestandsschutzregelung wurden aufgegriffen und 

Hinweise für eine implementierung der Vorschläge ge-

geben. Die ergebnisse des Beirats sind von einem breiten 

konsens aller akteure getragen. Bemerkenswert war die 

einstimmige Verabschiedung des endberichts. er gibt der 

Politik Grundlagen für eine sorgfältige gesellschaftliche 

Diskussion und umsetzung an die Hand. 

Wie wird Pflegebedürftigkeit erfasst?
Der Grad der individuellen Beeinträchtigungen wird 

durch Begutachtung in acht modulen ermittelt und dar-

gestellt, von denen die ersten sechs zur Feststellung der 

Pflegebedürftigkeit herangezogen werden: 
l mobilität, 
l kognitive und kommunikative Fähigkeiten, 
l Verhaltensweisen und psychische Problemlagen, 
l selbstversorgung, 
l umgang mit krankheits-/therapiebedingten 

 anforderungen und Belastungen, 
l Gestaltung des alltagslebens und 

 soziale kontakte,
l außerhäusliche aktivitäten,
l Haushaltsführung.

Weiter werden der Bedarf an medizinischer rehabilitati-

on ermittelt und präventionsrelevante risiken erfasst und 

besondere Bedarfskonstellationen.

Der Beirat empfiehlt künftig unter der Prämisse der 

Leistungshinterlegung fünf Bedarfsgrade und dabei ei-

nen neuen Bedarfsgrad 1 zur stärkung der selbständig-

keit sowie einen neuen Bedarfsgrad 5 für menschen mit 

außergewöhnlich hoher Pflegebedürftigkeit. Die rege-

lungen für menschen mit eingeschränkter alltagskompe-

tenz nach Paragraf 45 b sGB Xi sollen nach art und Ziel 

auch künftig vorgesehen werden, ebenso wie die nach 

Paragraf 87b sGB Xi für menschen im stationären Be-

reich nach Ziel und inhalt erhalten bleiben sollen.

Für den Bestandschutz liegen klare Vorschläge vor. 

Das Finanzvolumen würde sich nach den jeweiligen leis-

tungsrechtlichen ausgestaltungen richten. Dem assess-

mentverfahren entspricht der entwurf für eine neufas-

sung der Paragrafen 14 und 15 sGB Xi (anlage 2).

evaluation des Begutachtungsverfahrens
Die evaluation des Begriffs und des instruments durch 

den medizinischen Dienst des spitzenverbandes Bund 

der krankenkassen (mDs / Prof. Dr. Windeler) und das 

institut für Public Health und Pflegeforschung der uni-

versität Bremen (iPP Bremen / Prof. Dr. Görres) zeigt, dass 

es gelungen ist, ein praxistaugliches, reliables und valides 

instrument zu entwickeln. 

Das instrument ist vorzüglich geeignet, die situation 

von Personen mit kognitiven Beeinträchtigungen zu er-

fassen ohne andere zu vernachlässigen. Die alten Pflege-

stufen und die neuen Bedarfsgrade sind allerdings nicht 

gleichzusetzen. 
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spielräume bei der umsetzung
Die Politik hat bei der umsetzung erheblichen Gestal-

tungsspielraum, dessen Handhabung letztlich die Folgen 

für die pflegerische Versorgung und die Finanzen der be-

troffenen sozialleistungsbereiche bestimmt. Dabei darf 

es nicht zu Benachteiligungen bisheriger Leistungsbe-

rechtigter kommen. auf der gegebenen gesetzlichen Ba-

sis ist es unter bestimmten Bedingungen möglich, einen 

Lösungsvorschlag zu erarbeiten, der dem gegenwärtigen 

Leistungsvolumen weitgehend entspricht. erkennbar 

wirken sich aber auch an der schnittstelle von Pflegever-

sicherung und sozialhilfe unterschiedliche Logiken und 

effekte von mehr- und minderausgaben für Leistungsträ-

ger aus, sowie eine kostendynamik, die sich aufgrund der 

demografischen entwicklung, Leistungsdynamisierungen 

und Qualitätserwartungen ergibt. es scheint nicht mög-

lich, das neue Begutachtungsverfahren und das alte Leis-

tungsrecht unverändert nebeneinander bestehen zu las-

sen, wenn man nicht mehrausgaben und / oder zugleich 

Leistungseinschränkungen in kauf nehmen will.

Der Beirat sieht es daher als erforderlich an, politi-

sche Ziele für die umsetzung zu formulieren, die Verän-

derungen im Leistungsrecht und in den Leistungsformen 

voraussetzen. in erster Linie wäre hier an sozialräumliche 

konzepte für menschen mit Pflegebedarf und / oder Be-

hinderungen, an Leistungsformen besonders im ambu-

lanten Bereich sowie an verstärkte anstrengungen in der 

Prävention und rehabilitation zu denken.

Der neue Pflegebedürftigkeitsbegriff wird zu einer 

veränderten Betrachtung des pflegebedürftigen men-

schen und zu einer besseren Pflege führen. eine breite 

gesellschaftliche Diskussion über den Wert und die aner-

kennung der Pflege für eine zukunftsfähige Gesellschaft 

ist nötig. sie nicht nur aus fiskalischen Gründen unver-

meidlich. angesichts der demografischen Herausforde-

rungen ist in der Wahrung eines solidarischen Beitrags zu 

den kosten der Pflege eine gesamtgesellschaftliche auf-

gabe zu sehen. unsere Gesellschaft muss sich daran mes-

sen lassen, wie sie menschen mit Pflegebedarf und/oder 

Behinderung begegnet und insbesondere deren teilhabe 

am Leben in der Gesellschaft ermöglicht. 

empfehlungen des Beirats
Der Beirat empfiehlt den neuen Begriff und das neue 

Begutachtungsverfahren zur umsetzung. ein sich am 

Paradigma der selbständigkeit orientierender Pflegebe-

dürftigkeitsbegriff braucht subsidiarität und verlässliche 

solidarität. soll er gerecht und personzentiert sein, muss 

man nicht nur bei der aufbringung der ressourcen, son-

dern auch bei den Zugängen zu Leistungen aber auch bei 

der Verteilung um Gerechtigkeit bemüht sein. Der Beirat 

hat zur Prüfung der finanziellen umsetzbarkeit vier ver-

schiedene szenarien erstellt, allerdings derzeit keines zur 

umsetzung empfohlen.

Diese modellrechnungen sind im Blick auf den Ge-

samtaufwand auch auf Zuzahlungen und Leistungen der 

sozialhilfe noch nicht aussagekräftig, weil schnittstellen 

wie die zur eingliederungshilfe und zur Hilfe zur Pflege 

nicht abschließend bearbeitet sind. Der Beirat hat aller-

dings diese identifiziert und die Frage, ob und gegebe-

nenfalls wie der Bedarf möglicherweise zu typisieren sei, 

zur untersuchung empfohlen.

Die modelle berücksichtigen die Funktion der Pfle-

geversicherung, einen normativ gesetzten finanziellen 

Betrag zu den kosten zu leisten, die dem Pflegebedürf-

tigen entstehen, dadurch unmittelbar die strukturelle 

sozialhilfeabhängigkeit zu mindern und mittelbar zu 

einer entlastung der sozialhilfe bei zu tragen. es sollen 

keine Verschiebebahnhöfe entstehen. sie zeigen unter-

schiedliche kostenfolgen: von relativer kostenneutralität 

bis hin zu nicht akzeptablen steigerungen, verdeutli-

chen aber die Flexibilität und die eignung des Verfahrens 

für derartige Planungen. Die umsetzung des neuen 

Pflegebedürftigkeitsbegriffs muss sich daran orientieren 

selbstständigkeit zu erhalten, stärken zu fördern durch 

Prävention und rehabilitation, Beeinträchtigungen zu 

mindern, umgebende systeme stützen und ihre Pflege-

bereitschaft fördern. Diese Ziele müssen leistungsrecht-

lich abgebildet und mit neuen inhalten beschrieben 

werden zum Beispiel für menschen mit störungen ihrer 

alltagskompetenz.

schnittstellen und Druckstellen  
in der gegenwärtigen Versorgung
an der schnittstelle von krankenhausbehandlung und 

teilstationärer oder häuslicher Versorgung bestehen fol-

gende Probleme, die häufig zu einer kurzschlüssigen un-

erwünschten, zu schnellen Heimunterbringung führen: 
l Verstopfte kommunikationskanäle durch 

 „sektorenverhaftetheit“,
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l gezielte individuelle Hilfeplanung ist mangelhaft, 
l sicherung der ergebnisqualität ist verbesserungsfähig,
l Zuständigkeit für vorausschauende, komplexe, 

 individuelle Hilfeplanung,
l Pflegeberatung ist nicht transparent genug,
l geriatrische Qualifikation der Hausärzte 

 ist verbesserungsfähig,
l information des sozialhilfeträgers 

 erfolgt häufig zu spät.

erforderlich ist eine lösungsorientierte kommunikation 

aller akteure, die durch die umsetzung des neuen Pflege-

bedürftigkeitsbegriffs und schon jetzt mögliche vernetz-

te Versorgungsformen (zum Beispiel Paragraf 92 sGB Xi) 

gestaltbar wäre nämlich:
l krankenhaus,
l krankenkasse (rehabilitation und Pflegebedarf),
l Pflegekasse (Pflegebegutachtung und Finanzierung),
l kommune: Beratungsstelle für altenhilfe 

 und sozialhilfe, 
l Pflegeberatung / Pflegestützpunkte, 
l Leistungserbringer der altenhilfe im Wohngebiet.

Das Ziel liegt in der verbindlichen kooperation / koordina-

tion von Hilfen und sozialer infrastruktur für ein Leben im 

alter im Wohngebiet.

Wohnen und leben im alter
Der Pflegemonitor 2007 zeigt deutlich die Vielfalt der 

Wünsche und die entwicklung unterschiedlicher optio-

nen für Pflege und unterstützung im professionellen und 

zivilgesellschaftlichen sektor deutlich wird: es gibt keinen 

königsweg, wohl aber viele unterschiedliche ansatzpunk-

te für die Gestaltung. Diese werden erkennbar unterstützt 

durch ein neues kommunales interesse in der Frage der 

Planung von teilhabe orientierten und damit nachgefrag-

ten angeboten der altenpolitik. es geht dabei um:
l Förderung von selbstbestimmung 

 und selbstständigkeit,
l schlüsselfunktion der kommunen 

 für eine altersgerechte infrastruktur,
l schlüsselfunktion des Wohnens mit nachbarschaft,
l schlüsselfunktion von Gesundheitsförderung 

 und Prävention,
l nutzung der kompetenzen des alters,

l erprobung und realisierung 

 neuer steuerungskompetenzen,
l stärkung des ehrenamts und 

 freiwilligen engagements,
l sicherung der infrastruktur 

 für unterstützung und Pflege,
l altenpolitik als gemeinwesenorientierte aufgabe.

Der vom kuratorium Deutsche altershilfe begleitete mo-

dellversuch zur einführung von Pflegestützpunkten, der 

im august 2010 abgeschlossen wurde, unterstreicht 

die Bedeutung einer vernetzten Beratung. Wachsende 

Bedeutung kommt der Bereitstellung altengerechten 

Wohnraums und der Berücksichtigung spezieller Bedürf-

niskonstellationen zu. eine aktuelle untersuchung des 

kuratoriums Deutsche altenhilfe hat hier großen Hand-

lungsbedarf und erhebliche Gestaltungschancen für die 

realisierung quartierorientierter konzepte aufgewiesen, 

die dem Wunsch, in der eigenen Häuslichkeit zu bleiben 

und der Pluralisierung von Lebensstilen gerecht werden. 

Die autoren plädierten darin dafür, die Faktoren: Woh-

nen und Wohnumfeld, Gesundheit, service und Pflege, 

Partizipation und kommunikation, Bildung, kunst und 

kultur beteiligungsorientiert umzusetzen.

Für die Versorgung von menschen mit Beeinträch-

tigungen ihrer alltagskompetenz, also beispielsweise 

demenziell erkrankte Personen, spielen dabei wohnort-

nahe unterstützungsformen, informelle netzwerke, der 

Zugang zu gut koordinierten ärztlichen Hilfen und ande-

re unterstützungsformen eine besondere rolle. Defizite 

bestehen derzeit bei folgenden Personengruppen: mig-

rantinnen und migranten sowie menschen mit gleichge-

schlechtlicher orientierung.

Hoher Handlungsbedarf besteht auch bei chronisch 

kranken sowie menschen mit Behinderungen, demen-

ziell erkrankten und Hochbetagten, insbesondere allein 

lebenden menschen, und in den strukturen von Versor-

gung (Wohnen) und Beratung.

Die konsequenzen liegen auf der Hand. Gewichtet man 

die Herausforderungen, werden folgende Prioritäten er-

kennbar: 
l die schaffung niedrigschwelliger, 

 wohnortnaher Versorgungsangebote,
l die Verbesserung von Vernetzung 

 und koordination der angebote,
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l die Verbesserung der kooperation der Dienstleister,
l die sicherung einer bedarfsgerechten pflegerischen 

 Versorgung im ambulanten und stationären Bereich  

 durch anreize für eine professionsübergreifende  

 kooperation.

alter und armut: Pflegebedürftigkeit
auch wenn im Jahr 2004 altersarmut in Deutschland 

mit 13 Prozent der Bevökerung unterhalb des Bevölke-

rungsdurchschnitts (15 Prozent) liegt und auch den eu-

Durchschnittswert (16 Prozent) unterschreitet, sind teil-

habe- und Wahlmöglichkeiten schon jetzt hinsichtlich der 

Versorgungsformen eingeschränkt. so finden sich Frauen 

in armutslagen häufiger ungewollt aufgrund ihrer öko-

nomischen situation in stationären Versorgungsformen. 

Besondere aufmerksamkeit erfordert die Lage alleinle-

bender menschen im ländlichen raum. 

Positiv könnte sich auswirken:
l der ausbau präventiver und rehabilitativer 

 ansätze für ältere menschen,
l die Förderung des erhalts von Gesundheit 

 und selbstständigkeit,
l eine verstärkte Vernetzung der primären Versorgung

 (zugehende Hilfen),
l die sicherung wohnortnaher Beratung 

 (zum Beispiel Pflegestützpunkte),
l die Förderung Bewohnerinitiierter 

 nachbarschaftshilfen und
l die unterstützung des konzepts des „active ageing“.

nach wie vor besteht Forschungsbedarf hinsichtlich 

folgender Fragestellungen: Geschlecht und Lebens-

situation, arbeitslosigkeit und Geldleistungen der Pfle-

geversicherung, Pflegegeld als einkommensersatz, 

Vereinbarkeit von Pflege und Beruf, entwicklung der 

Entscheidung für Wohnformen – Vielfalt der Wünsche

Quelle: Altenpflege-Monitor 2007/08 | Mehrfachangaben möglich
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immer weniger Menschen entscheiden sich für ein Pflegeheim, wenn sie selbst pflegebedürftig werden würden. 
aber auch ambulante Dienste und servicewohnen erhalten stetig weniger Zuspruch.
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tagespflege, die zunehmend eine ähnliche Bedeutung 

wie die kindertagesstätte bekommt, Bearbeitung ge-

setzlicher schnittstellen (sozialgesetzbücher V/iX/Xi/Xii), 

Care- und Case-management, überwindung sektoren-

verhafteter Versorgungsprozesse (ambulant vor statio-

när) und Leistungsrecht (so zum Beispiel Paragraf 92 sGB 

Xi), Verbesserte Wahlmöglichkeiten zwischen Geld- und 

sachleistungen, einbeziehung zivilgesellschaftlicher und 

sozialräumlicher ressourcen.

Klärung und Verbesserung von Zuständigkeiten  
und der steuerung
auch die Föderalismusreform hat noch keine befriedigen-

de regelung für Zuständigkeiten und steuerung hinsicht-

lich der Pflege gebracht, auch wenn derzeit wieder ein 

verstärktes Bemühen auf kommunaler ebene für betei-

ligungsorientiertes Planen und Gestalten erkennbar ist, 

wenn auch mit schwachen rechtlichen steuerungsmög-

lichkeiten und finanziellen ressourcen. nötig wäre eine 

an einer nationalen strategie orientierte Handlungsopti-

on, die auf den unterschiedlichen ebenen mit den jewei-

ligen Gestaltungsverantwortlichkeiten realisiert werden 

könnte.

Beispiele dafür könnten gesehen werden in den De-

menzplänen norwegens oder schottlands, dem franzö-

sischen alzheimer-Plan, der deutlich macht, wie sich ge-

samtstaatliche Zielsetzung und diversifizierte umsetzung 

vor ort nicht ausschließen, in der japanischen Vorstel-

lung einer sozialraumorientierten Versorgung oder der 

australischen national strategy (2002) mit der schaffung 

eines Health and ageing Portfolios „with responsibility 

to develop a long term, whole of government approach 

to ageing policies and to also engage other levels of 

goverenment, business and the wider community in ad-

ressing the challenges of population ageing“. Die stra-

Nachgefragte Themen in der Beratung von Pflegestützpunkten

Quelle: Kuratorium Deutsche Altershilfe
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Der Modellversuch zur einführung von Pflegestützpunkten zeigte, dass ein breites spektrum an Beratungsthemen nachgefragt wurde.
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tegie zielt auf eine neue soziale infrastruktur und eine 

teilhabeorientierte Pflege.

Was hindert uns das richtige zu tun und den an-

forderungen gerecht zu werden? Wir haben kein Wis-

sensdefizit, wohl aber erkennbare Probleme mit einer 

konsequenten umsetzung. Wir werden daran gemessen, 

wie wir allen menschen mit Pflege- und unterstützungs-

bedarf Zugang zu qualitativ hochwertigen und notwen-

digen Dienstleistungen ermöglichen und ihnen dabei in 

Würde und respekt begegnen bis zuletzt. Wir können 

uns bei der Lösung der Probleme nicht vertreten lassen 

und dürfen sie nicht länger aufschieben. es geht um un-

sere eigene Zukunft.

Literatur beim Verfasser

hat Evangelische Theologie und 

Erziehungswissenschaften studiert.

In den darauffolgenden zwölf Jahren 

wirkte er als Präsident des Diako-

nischen Werkes der Evangelischen 

Kirche in Deutschland. Im gleichen 

Zeitraum ist  er Vorstandsmitglied der 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtpflege gewesen. Von 2001 

bis 2007 war er Präsident des Europäischen Verbandes 

für Diakonie „Eurodiaconia“. Jürgen Gohde wurde im 

Februar 2007 zum Vorsitzenden des Kuratoriums Deut-

sche Altershilfe gewählt. Er nimmt einen Lehrauftrag am 

Institut für Diakoniewissenschaft in Bielefeld wahr, saß 

dem Beirat für die Überarbeitung des Pflegebedürftig-

keitsbegriffs beim Bundesgesundheitsministerium vor 

und ist Mitglied weiterer Expertenkommissionen. Im 

Jahr 2003 ist ihm die Ehrendoktorwürde der Theologi-

schen Fakultät der Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg 

verliehen worden.

PFarrer Dr. H.c. JürGen GoHDe
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in dem maße, in dem die Gesellschaft des langen Lebens 

immer mehr demografische realität wird, wird der mehr-

fach erkrankte und / oder pflegebedürftige Patient zu ei-

ner bestimmenden realität der Versorgung. auch dann, 

wenn es durch bessere Prävention und Gesundheitsför-

derung gelänge, die gesunde Lebensphase auszudehnen 

und krankheiten ins immer höhere alter zu verschieben, 

so wird trotzdem der Versorgungsbedarf steigen. Dies 

verlangt für die gesundheitliche und pflegerische Ver-

sorgung alter menschen antworten, die im deutschen 

Gesundheitswesen bislang nicht im ausreichenden maß 

gegeben werden. Darin waren sich die teilnehmer des 

2. Frankfurter Forums für gesellschafts- und gesundheits-

politische Grundsatzfragen einig. 

kritisch setzte sich das Forum mit Vorstellungen von 

Gesundheit auseinander, die im sinne des antiaging auf 

das Verdrängen von alter mit seinen einschränkungen 

zielen. Positiv an der antiaging-Bewegung sei, dass sie 

vom Defizit-modell des alters wegführt. Problematisch 

dagegen ist der traum vom ewigen Jungbrunnen, der 

durch antiaging suggeriert werde. Dies wird eine uto-

pie bleiben, die kein Gesundheitssystem wird einlösen 

können, warnten die teilnehmer. stattdessen sollte 

in Gesundheit nicht die abwesenheit jeglicher Funkti-

onsstörung gesehen werden. Vielmehr sollte der Fokus 

auf der aufrechterhaltung oder Wiederherstellung von 

selbstständigkeit liegen. 

skeptisch beurteilte das Forum kulturpessimistische 

Zeitdiagnosen, die die alternde Gesellschaft ausschließ-

lich als krise oder niedergang interpretieren. Der demo-

grafische Wandel dauert schon weit mehr als 100 Jahre 

an, die stärksten Verschiebungen im aufbau der alters-

Das smarte Versorgungskonzept 
aus einem Guss 
ist noch nicht gefunden
Dr. Florian staeck

kohorten haben schon längst stattgefunden, wurde dem 

entgegengehalten. Deutschlands demografische ent-

wicklung repräsentiert auch keine singuläre entwicklung. 

Vielmehr handelt es sich um einen weltweiten trend, 

dass entwickelte Gesellschaften in der regel alternde 

Gesellschaften sind. allerdings verlangt der demogra-

fische Wandel anpassungsprozesse, die weit über das 

Gesundheitswesen hinausgehen. als eine der wesent-

lichen Herausforderungen hielt das Forum fest, dass es 

an rollen und Leitbildern für alte menschen fehlt. ins-

besondere plädierte das Plenum dafür, Gesundheitsziele 

für ältere menschen zu formulieren. Denn obwohl ein 

langes Leben immer häufiger zur sozialen realität wird, 

fehlt es an konsensfähigen Vorstellungen darüber, was 

angemessenes Leben im alter überhaupt ist. Hier warfen 

teilnehmer die Frage auf, ob Beschäftigungsverhältnisse 

und rentenrecht nicht einen fließenderen übergang in 

den ruhestand möglich machen sollten – auch das sei 

eine Form von Prävention, um dem teilhabeverlust der 

menschen, die aus dem Berufsleben ausscheiden, entge-

genzuwirken. 

Familie als zentrale agentur der Generationensolidarität
angesichts von Prognosen, im Jahr 2050 werde es vier 

millionen pflegebedürftige menschen geben, wurde die 

Frage aufgeworfen, welche Formen von Generationen-

solidarität es in dieser situation noch geben wird. Dies 

gilt insbesondere vor dem Hintergrund der erkenntnis, 

dass der Pflegebedarf von Frauen schneller wächst als der 

von männern. kontrovers wurde erörtert, ob die gegen-

wärtige Pflegeinstanz nummer 1 in der Gesellschaft – die 



FrankFurter Forum :  D iskurse  35

Familie – auch künftig ihren Platz als zentrale agentur 

der Generationensolidarität behalten wird. teilnehmer 

zeigten sich überzeugt, dass es gesellschaftlich zu einer 

transformation von solidarität kommen wird, in der lang-

fristige, an institutionen gebundene solidarität (mitarbeit 

in der kirchengemeinde, im sportverein, im Chor), an Be-

deutung verliert, kurzfristige, projektbezogene solidarität 

dagegen zunehmen wird. 

als zentrale Herausforderung formulierte das Forum, 

durch welche gesundheitliche und pflegerische Versor-

gung die verbliebene Gesundheit alter menschen ge-

stützt oder ihre Lebensqualität wieder hergestellt werden 

kann. teilnehmer betonten die Bedeutung der aufgabe, 

die schnittstellen bereits existierender Hilfsangebote zu 

verzahnen. Dabei wird große Hoffnung in das relativ 

neue instrument der Pflegestützpunkte gesetzt. einig sa-

hen sich die teilnehmer darin, dass es gemischter Versor-

gungs- und Pflegearrangements bedarf, um den indivi-

duellen Bedürfnissen alter menschen gerecht zu werden. 

Gekennzeichnet ist die derzeitige situation aber durch 

fragmentierte strukturen gesundheitlicher und pflegeri-

scher Versorgung. es gibt eine Vielzahl von regularien 

und ansprechpartnern auf Bundes-, Landes- und kommu-

naler ebene. Zwischen klinik, krankenkasse, Pflegekasse, 

kommune, Leistungserbringern und Pflegestützpunkten 

mangelt es an verbindlichen kommunikationsstruktu-

ren. menschen, die nicht aufwendige suchprozesse in 

kauf nehmen und zudem nicht über gute kenntnisse 

der rechtlichen und institutionellen Vorgaben verfügen, 

werden nur schwer in der Lage sein, auf ihre individu-

ellen Bedürfnisse zugeschnittene Versorgungslösungen 

zu finden. Helfen können in dieser situation Pflegestütz-

punkte, die von teilnehmern sehr positiv hinsichtlich der 

niedrigschwelligkeit des angebots bewertet wurden. er-

reichbarkeit und Zugänglichkeit dieser angebote werden 

als entscheidend für ihre Wirksamkeit angesehen. Daher 

sollte es auf dem Land bei ungenügendem öffentlichen 

nahverkehr in das nächste mittelzentrum auch mobile, 

aufsuchende Beratungsstrukturen geben, forderten teil-

nehmer. Die umsetzung der Pflegestützpunkte gelinge 

überall dort am besten, wo kommunen bereits umfang-

reiche erfahrungen in der altenpflegeplanung haben. 

städte sind der ort, an dem es gelingen muss, eine 

neue, altersgerechte infrastruktur zu schaffen. Zentral ist 

dabei die Herausforderung, bürgerschaftliches engage-

ment rund um die Heime anzusiedeln, um die Lebensfä-

higkeit von städtischen räumen zu erhalten. Bedarfsana-

lysen zeigten ein klares Profil, waren sich teilnehmer 

einig: nötig seien niedrigschwellige, wohnortnahe Ver-

sorgungsangebote und die sicherung der pflegerischen 

Versorgung durch multiprofessionelle teams. 

Der „Kümmerer“ muss auch finanziell den Hut aufhaben
Die bisher verteilten Verantwortlichkeiten von kommu-

nen, kassen und Leistungserbringern müssen in einen 

Zusammenhang gebracht werden, forderten die teilneh-

mer. Damit dies über Beratungsagenturen wie etwa Pfle-

gestützpunkte organisiert werden kann, muss der jeweili-

ge „kümmerer“ auch finanziell den Hut aufhaben. Diese 

„kümmererstruktur“ kann nur auf regionaler oder kom-

munaler ebene angesiedelt sein, zeigten sich die teilneh-

mer des Forums überzeugt. Befragungen belegten bisher, 

dass Ärzte und krankenkassen als informationslieferan-
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ten für Bausteine eines Pflegearrangements nur nachran-

gige Bedeutung haben. aufmerksam geworden sind die 

Befragten auf die Pflegestützpunkte überwiegend durch 

ihr soziales umfeld oder lokale medien. Dies zeige einmal 

mehr die notwendigkeit einer bundeseinheitlichen, zent-

ralen stelle für Pflegefragen. Das rote „a“ sei an beinahe 

jedem ort Deutschlands eine starke marke, die auf eine 

naheliegende apotheke verweise. nötig sei ein ähnlich 

starkes symbol als anlaufstelle für alle Fragen rund um 

die Pflege, argumentierten teilnehmer. 

eine kontroverse löste der Vorschlag aus, ob es für 

die ausarbeitung individueller Pflege und Versorgungs-

pläne nicht ein neues Berufsbild braucht: nämlich den 

alten-, Pflege oder Präventionsberater, der sich auch 

niederlassen darf. Für die Pflegeplanung seien sehr gut 

qualifizierte kräfte nötig. Das Gegenargument lautete, 

es gebe bereits einen „Wasserkopf“ an Verwaltungskräf-

ten. nötig seien hingegen angesichts der vielerorts ange-

spannten Personalsituation mitarbeiter, die unmittelbar 

in der Pflege tätig sind. 

kritisch beurteilt wurde die situation der Pflege in 

Heimen im Vergleich zur Pflege in krankenhäusern. Die 

situation sei paradox: in Heimen könnte die Pflege der 

„Leitwolf“ sein, ist es aber nicht. selbst einfachste notsi-

tuationen führten immer wieder zur einweisung ins kran-

kenhaus, berichteten teilnehmer. Dagegen sei die Pflege 

dort am innovativsten, wo sie assistenzdisziplin ist, näm-

lich im stationären sektor. 

Harte Konkurrenz um qualifizierte arbeitskräfte
tatsächlich ist die Personalsituation in der Pflege in ein-

zelnen regionen bereits sehr angespannt, berichteten 

teilnehmer. Heimleitungen hätten große Probleme, quali-

fiziertes Personal zu finden. Zudem sei die Fluktuation der 

mitarbeiter sehr hoch. Dies liege, so wurde übereinstim-

mend angemerkt, nicht nur an der schlechten Bezahlung, 

sondern auch an der mangelnden gesellschaftlichen 

Wertschätzung der Pflege. Viele Wirtschaftsbranchen 

konkurrierten mit der Pflege um qualifizierte arbeits-

kräfte – dabei habe die Pflege vergleichsweise schlechte 

karten. Die Öffnung der ausbildungsgänge in der Pflege 

auch für Hauptschüler wurde einerseits als „verzweifelter 

Versuch“ gewertet, die Personalnöte zu lindern. ande-

rerseits wurde angemerkt, dass gerade angesichts der 

steigenden Zahl demenziell erkrankter sehr viel mehr 

Haushaltshilfen bei der Betreuung nötig sein werden als 

bisher. insoweit könnten so genannte servicehelfer, die 

der Pflege vorgelagerte aufgaben übernehmen, durch-

aus sinnvoll sein. 

Das Forum plädierte für die ausbildung unterschied-

licher Professionalitäten, um den unterschiedlichen 

Bedürfnissen der Pflegenden besser als bisher gerecht 

werden zu können, beispielsweise für die Betreuung 

Demenzkranker oder für die kultursensible Pflege, also 

bei der Versorgung von migranten. skeptisch beurteilte 

das Forum den Versuch, den arbeitskräftemangel durch 

anwerbung aus dem ausland lindern zu wollen. Die ar-

beitsmigration „springe“ inzwischen über Deutschland 

hinweg, so würden etwa Pflegekräfte aus tschechien vor 

allen in Großbritannien angeworben, aus rumänien hin-

gegen gingen Pflegemitarbeiter vor allem nach spanien. 

Das Forum zeigte sich überzeugt, dass die einzige Grup-

pe, die noch für Deutschland ein größeres arbeitskräfte-

potenzial bilden könnte, Pflegekräfte aus afrika darstel-

len. Die arbeitsmigration werde für Deutschland immer 

mehr zu einem „nullsummenspiel“.

ein reservoir für an Pflegeberufen interessierte jun-

ge männer ist der Zivildienst. um so mehr sehen einige 

teilnehmer mit sorge, dass die Dauer des Zivildienstes 

immer weiter verkürzt wird, so dass dieser „nährboden“ 

für nachwuchs eines tages völlig austrocknen könnte. 

Beklagt wurde auch, dass Jugendliche bislang praktisch 

überhaupt nicht über neue medien – genannt wurden 

vor allem soziale netzwerke im internet – auf Pflegeberu-

fe hingewiesen oder für Pflegethemen sensibilisiert wer-

den. Hier wird ein großer nachholbedarf gesehen. 

Die teilnehmer des Forums zeigten sich abschlie-

ßend überzeugt, dass Pflegethemen inzwischen in der 

mitte der Gesellschaft angekommen sind. Doch infor-

mationen über neue angebote oder unterstützungsleis-

tungen für Pflegebedürftige oder ihre angehörigen er-

reichten sehr oft nur ohnehin gut informierte schichten 

der Gesellschaft. es fehle eine Öffentlichkeitskampagne, 

die Pflegethemen ganz unmittelbar in die Wohnstuben 

transportiert. es gelte, so das Fazit des Forums, jetzt die 

Grundlagen dafür zu schaffen, wie die Gesellschaft im 

Jahr 2030 leben will. Die Zeit sei gekommen, um eine 

reform der pflegerischen und medizinischen Versorgung 

von alten menschen auf den Weg zu bringen. nicht statt-

haft sei dagegen, diese Verantwortung auf nachfolgende 

Generationen zu verschieben.
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Programm

„Medizinischer Fortschritt in einer alternden Gesellschaft –  
ethische, medizinische und ökonomische Aspekte“

	 Veranstaltungstermin:	2.	-	3.	April	2009

 Donnerstag, 2. April 2009
17:30	–	17.40	Uhr	 Begrüßung																																																																																																	
	 Gudrun	Schaich-Walch,	Parlamentarische	Staatssekretärin	a.D.,	
	 Frankfurt		
	 Dr.	med.	Jürgen	Bausch,	Ehrenvorsitzender	KV	Hessen,	
	 Frankfurt	
	 Dr.	med.	Nick	Schulze-Solce,	Arzt	und	Apotheker,	
	 Bad	Homburg
17:40	–	18:20	Uhr	 „Ethische	Aspekte“
	 Prof.	Dr.	rer.	oec.	Lic.	theol.	Friedhelm	Hengsbach	SJ,	
	 Katholische	Akademie	Rhein-Neckar,	
	 Ludwigshafen
18:20	–	19:00	Uhr	 „Medizinische	Aspekte”
	 Prof.	Dr.	med.	Dr.	phil.	Dr.	h.c.	theol.	Eckhard	Nagel,		
	 Direktor	Institut	für	Medizinmanagement	und	Gesundheitswissenschaften,
	 Universität	Bayreuth
19:00	–	19:40	Uhr	 „Ökonomische	Aspekte“
	 Prof.	Dr.	rer.	pol.	Volker	Ulrich,	Lehrstuhl	für	Volkswirtschaft	III,	
	 insbesondere	Finanzwissenschaft,	
	 Universität	Bayreuth

	
 Freitag, 3. April 2009	
	9:00	–	12:30	Uhr	 Diskussion	
	 Moderation:	
	 Gudrun	Schaich-Walch,	Parlamentarische	Staatssekretärin	a.	D.
	 Dr.	med.	Jürgen	Bausch,	Ehrenvorsitzender	KV	Hessen

	 Abschlussbemerkungen

	 In	Zusammenarbeit	und	mit	Finanzierung	durch	Lilly	Deutschland

Frankfurter FORUM für gesellschafts- und gesundheitspolitische Grundsatzfragen

Programm

„Versorgungskonzepte für eine  
alternde Gesellschaft“

	 Veranstaltungstermin:	22.	-	23.	Januar	2010	 	 																																																																																																																																		
																										 	 	
	
 Freitag, 22. Januar 2010
17:30	-	17.40	Uhr	 Begrüßung
	 Gudrun	Schaich-Walch,	Parlamentarische	Staatssekretärin	a.D.,	
	 Frankfurt	
	 Dr.	med.	Jürgen	Bausch,	Ehrenvorsitzender	KV	Hessen,
	 Frankfurt
17:40	-	18:20	Uhr	 „Spezielle	Versorgungsanforderungen	für	ältere	und	alte	Patienten“,
	 Prof.	Dr.	Adelheid	Kuhlmey,	Mitglied	des	Sachverständigenrates,																												
	 Direktorin	des	Instituts	für	Medizinische	Soziologie,		
	 Charité	Berlin
18:20	–	19:00	Uhr	 „Alt	werden	in	einer	Zeit	des	gesellschaftlichen	Wandels	-		
	 Herausforderungen	für	den	Einzelnen	und	die	Gesellschaft“,										
	 Prof.	Dr.	theol.	Peter	Dabrock,	M.A.,		
	 Dekan	Fachbereich	Evangelische	Theologie	-	Sozialethik/Bioethik,	
	 Marburg
19:00	-	19:40	Uhr	 „Alt,	krank,	pflegebedürftig	–	werden	wir	den	Anforderungen	gerecht?“	
	 Dr.	h.c.	Jürgen	Gohde,	Vorsitzender	Kuratorium	Deutsche	Altershilfe,	
	 Berlin	

	
 Samstag, 23. Januar 2010
09:00	–	10:30	Uhr	 Gemeinsame	Diskussion	
	 Moderation:	
	 Gudrun	Schaich-Walch,	Parlamentarische	Staatssekretärin	a.	D.
	 Dr.	med.	Jürgen	Bausch,	Ehrenvorsitzender	KV	Hessen

	 Abschlussbemerkungen		

		 In	Zusammenarbeit	und	mit	Finanzierung	durch	Lilly	Deutschland

Frankfurter FORUM für gesellschafts- und gesundheitspolitische Grundsatzfragen

Veranstaltungs-rückblick

D as Frankfurter Forum für gesellschafts- und gesundheitspolitische Grundsatzfragen veranstaltet  

zweimal jährlich Plenarsitzungen. Im Frühjahr 2009 startete die Veranstaltungsreihe mit dem  

Themenschwerpunkt „Medizinischer Fortschritt in einer alternden Gesellschaft“.  

Im Januar 2010 standen „Versorgungskonzepte für eine alternde Gesellschaft“ im Mittelpunkt  

der Referate und Debatten. Die Inhaltübersicht zu früheren Veranstaltungen skizziert die Schwerpunkte  

bisheriger Forumsveranstaltungen. Tiefere Einblicke erlaubt die Schriftenreihe des Frankfurter Forums.  

Interessenten können Exemplare unter der Kontaktadresse anfordern:

Dietmar Preding | Health Care relations | mozartstrasse 5 | 63452 Hanau | e-mail: dp-healthcarerelations@online.de

1. Plenarsitzung 2. Plenarsitzung
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